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I STEHT DOCH SCHON ALLES IM FRAGEBOGEN?!

-Die ErIäuterungen zu den einzelnen Fragen im Grundbogen
müssen kurz gehalten sein, um Ihre fnterviewertätigkeit nicht
durch Unübersichtlichkeit cles Grundbogens zu erschweren. Danij-t
können leider nicht aIle auftretenden ProblemfälIe aufgefangen
werden. Deshalb finden Sie auf den nachfolgenden Seiten tiefer-
gehende ErIäuterungen. Sie sollen Ihnen helfen, den speziellen
FaI1 einer der vorgegebenen Antwortmöglichkeiten der jeweiligen
Frage richtig zuzuordnen. Der Inhalt der Erläuterungen stimmt mit
den Ihnen bekannten Ausführungen in den früheren Interviewerhand-
büchern weitgehend überein.

Größere Anderungen werden im Ergänzungsbogen "Urlaubs- und Erho-
lungsreisen" sowie in der Verteilungsliste vorgenommen.

Natür1ich ist es nicht mö9Iich, für jeden erdenklichen Fal1.die
erforderlichen Erläuterungen in dieser Broschüre zu berücksichti-
gen. Sollten also Fragen bestehen, die Sie nicht mit Hilfe dieser
Broschüre lösen können, so wenden Sie sich an das Statistische
Landesamt. Dann wird auch für schwierige FäIle eine Lösung zu
finden sein.
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II. ERLAEUTERUNGEN ZUR VERTEILUNGSLISTE

Spalte n-N r

@ Ordnungsan-
gaben

Er 1äute r ung

Die Ordnungsangaben sind entsprechend der Vor-
qabe des Statistischen Landesamtes einzutragen.

Hier ist jeder zu befragende Haushalt einzutra-
gen, unabhängig vom ErfoIq Ihres Bemühens un

eine Befragunq.

-_r Namen und An-
schr i ft

9-2 Lfd.Nr. des
Gebäudes im
Auswahlbe z i rk

In die erste Zeile ist, bei Spalte a beginnend
der Straßenname einzutragen. In die zweite zei-
le setzen Sie bitte die Hausnummer in Spalte b

und die Laqe der lVohnung im Gebäude in Spalte c

In Spalte d tragen Sie die Namen der Haushalte
ein (wohnungsinhaber und untermieter sind zwei
Haushalte ) .

Beim Eintragen in die Verteilungsliste gehen
Sie in der Reihenfolge der Hausnummern vor'
innerhalb der einzelnen Gebäude stockweise von
unten nach oben. wohnen mehrere Haushalte in
einer Wohnung, sollten Sie als ersten den Haus-
halt de,s Hauptmieters aufführen.

Für Gem<:inschaftsunterkünfte ist nur jeweils
eine Eintragung vorzunehmen (ohne Privathaus-
halte irn Bereich von Gemeinschaftsunterkünften)
Spalte r1 hleibt hier 1eer.

L)ie zu .threm Auswahlbezirk zählenden Gebäude
numerieren Sie in spalte 19/2O ei.nfach durch.
Durch die fortlaufenden Hausnummern ist ja be-
reits die richtige Reihenfolge sichergestellt.
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SpaIte n-Nr

21 -22 Lfd.Nr. der
Wohnung im
Gebä ud e

ErIäuterung

Die lfd. Nr. der Wohnung im Gebäude wird wie
folgt vergeben:
Beispiel: Erstes Haus in Ihrem Bezirk ist ein

2-stöckiges hlohnhaus, auf jeder Etaqe
3 Wohnqnqen, beginnend im Erdqeschoß.
D.ie Wohnungen cles Erdqeschosses er-
halten die Nummern 0l bis 03

(innerhalb eines Stockwerkes spielt
die Reihenfolge der Wohnungen keine
RolIe ) ,

de§ 1. Stockes die Nummern 04 bis 06,
des 2. Stockes die Nummern 07 bis 09.

Zweites Haus: Einfamil ienhaus;
das Gebäude enthäIt nur eine Wohnunq
mit der Nummer 01.

Wohnen zwei oder mehr Haushalte in einer Woh-
nung, dann muß die gleiche 1fd.Nr. tier Wohnunq
im Gebäude zweimal oder mehrmals in der Ver-
teilungsliste erscheinen (2.8. bei Haupt- und
Untermietern ) .

Die einzelnen ZeiIen sind aufsteigend zu nume-
r ie ren.
Sonderfä1Ie 3

Pr i vathaushalte die im Bereich von Gemein-
schaftsunterkünften vorhanden sind, müssen
wie aIle anderen Haushalte im Auswahlbezirk
fortlaufend numeriert werden.

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist aIs 1fd.Nr.
des Haushalts im Aush,ahlbezirk jeweils "00'
zu signieren.
Für leerstehende, gewerblich genutzte und von
Anqehörigen ausländi scher streitkräfte be-
wohnte Wohnungen ist die lfd.Nr. des Haus-
halts offen zu lassen.

23-2 Lfd.Nr. des
Haushalts im
Auswahlbezirk
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Spalten-Nr

2s-26 Zahl der Per-
sonen im
Haushalt

Zahl der Haus-
halte in der
wohnung

Baualter der
l{ohnung

Angaben zu Ur-
Iaubs- und Er-
hol ungs reisen

Er 1ä ute r ung

Hier ist die tatsächliche Zahl der Personen im
Haushalt einzutragen. Diese Information können
Sie von dem angetroffenen Auskunftspflichtigen
in Erfahrung bringen, auch bei vorliegendem
',,iunsch nach Selbstausf üIlung . Erhalten Sie z. B.
in einem 4-Personenhaushalt nur für 2 Personen
genaue Angaben je Person, so ist dennoch "04"
einzutragen (tatsächliche Zahl) einschl. einem
entsprechenden Hinweis in der Bemerkungsspalte.

Auch diese Information können Sie bei dem ange-
troffenen Auskunftspflichtigen erfragen, auch
wenn die Befragung schriftlich stattfinden
soII.

Das Baualter ist aus dem Grundbogen zü
übernehmen.

In diese Spalte (nur für 0,1 t - Bezirke mit
Fragen zu Urlaubs- undl Erholungsreisen) tragen
Sie ein, ob vom Haushalt Angaben zu Urlaubs-
und Erholungsreisen gemacht wurden, und wenn
ja, ob eine Reise unternommen wurde oder nicht.

Haben Sie die Befragung erfolgreich durchge-
führt, tragen Sie als-Befragungsergebnis "l"
ein.
Bei Haushalten, die eine SelbstausfülIunc !rün-
schen, notieren Sie eine "2".

Treffen Sie auch nach mehrmaligen Versuchen
niemanden an oder ist ein Haushalt nlcht zur
Auskunftserteilung bereit, vermerken Sie eine
"3n (keine Auskunft).

e Befrag ungse r-
gebnis
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SpaIte n-Nr .

f-h Zahl der Erhe-
bungs I isten/
Zusatzbogen

ErIäuterunq

Leerstehende wohnungen sind mit "4", nicht in
die Befragung einzubeziehende Haushalte (Haus-
halte von Angehörigen ausl-ändischer Streitkräf-
te und bei ausschließIj.cher gewerblicher Nut-
zung der Räume) mit "5" zu signieren.

Diese Spalten füllen Sie am besten aus, wenn

Sie aIle Befragungen abgeschlossen haben.

In die Rubrik "Bemerkungen" können Sie bei-
spielsweise Termine für einen weiteren Be-
such oder wichtiqe Mitteilungen an das Stati-
stische Landesamt eintragen.

i Bemerkungen
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I I I. ERLAEUTER,UNGEN ZUl\l HAUSHALTSMANTELBOGEN

Wie ist der Haushaltsmantelbogen auszufüI1en?

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt (auch Privathaushalte
in_ Gemeinschaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der
Haushalt angetroffen wurde oder nicht.

Bei Haushalten, die für länggfq Zeit abweqen4 bzw. nicht anzutref-
fen sind oder die keine Auskunft erteilen, ist nur der TeiI I des
Haushaltsmantelbogens auszufü1Ien.

Bitte beachten Sie, daß auch für Untermieter ein eigener Haus-
haltsmantelbogen anzulegen istl

In die Zeile jeder einzelnen Person nachen Sie ein itreuz, wenn Sie
für diese Person Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten Sie, daß der angetroffene Auskunftspflichtige nicht
die Namen der übrigen Haushaltsmitglieder offenbaren muß. Ist däs
von Ihnen angetroffene Haushaltsmitglied nicht bereit, Ihnen die
Nanen der übrigen Haushaltsmitglieder zu nennen, so teilen Sie dies
bitte den Statistischen Landesamt mit. Geben Sie dabei auch die
lnzahl der übrigen Eaushaltsuritglieder an. Diese Auskunft kann
Ihnen das angetroffene Haushaltsmitglied nach § l0 Abs. 5 MZG nicht
ve rwe ig ern.

I

Auch für eine leerstehende t{ohnung ode,r rlenn eine ltohnung von Ange-
hörigen auEländischer Streitkräfte privatrechtlich bewohnt wird,
ist ein Eaushaltsnantelbogen anzulegen. In diesen Fällen füIlen Sie
bitte die Anschrift aus üld vermerken beim Familiennanen deutlich
nleer' bzw.'Streitkräften.
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IV. GRUNDBOGEN

IV.1 ALLGEP1EINES ZUI4 GRUNDBOGEN

Jeder im Auswahlbezirk wohnende Haushalt hat die Wahl, ob er an der
Bef ragung mündIic-h oder Strlll!l&h teilnehmen wi ll . Darüber hinaus
hat er die Wahl, ob er die Fragen gemeinsam mit anderen Haushalts-
mitgliedern oder für sich auf eineqr eigenen Bogen beantwortet.

Für jeden im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt und für jede Gemein-

schaftsunterkunft ist mindestens ein Grundbogen (je nach r'ründ-

licher bzw. schriftlicher Auskunftserteilung besondere Form) anzu-
leg en .

Ist die Zahl der Haushal.tsmitglieder größer als fünf, dann verwenden

Sie zur Beantwortung der Fragen einen zweiten für die
sechste, siebte und weitere Person. vergessen Sie nicht, die ord-
nungsangaben auf den zweiten Grundbogen zu übernehmen und die
'1fd. Nr. der Person im tlaushalt" entsPrechend einzutragen ('06',
'07' usw. ).

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (s. Teil 2,

Abschnitt vI (5 ) ) .

Die Elntragungen in die Erhebungspapiere nelunen sie bitte mit Kugel-
schreiber vor, nicht aber mit Blei- oder Farbstift. Durch die direkte
Eintragung.der Angaben in signierziffern in die Erhebungspapiere für
eindeutlg klassifizierbare Antworten ist es mö91ich, die jeweils in
die Rubrik, des betreffenden Eaushaltsmitgliedeä eingetragene schlüs-
selzahl gleich auf den Datenträger, ohne vorherige Übertragung in
elne Slgnierspalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen dle Anqabe entfällt, sind keine Eintra-
guncren zu machen, d.h. die betreffende sPalte muß leer bleiben.
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iV.2 ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEi.I FRAGEN DES GRUNDBOGENS

Frage-Nr.

-qaualEer der
!'lohnung

Fami I i enname,
Vorname

Lf d. Nr. cler
Pe r son

Erläuterung

Hier ist anzugeben, ob die wohnung vor 1972 oCer
erst später gebaut wurde. Bei nachträgIlchen
Um-, An- und ErweiEerungsbauten ist das Jahr die-
ser veränCerung maßgebend. In diesem FaIl kann
das Baualter der einzelnen wohnungen innerhalb
eines Gebäudes voneinander abweichen.

(A) Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhe-
bungsstichtag (25. ApriI 1990) zum llaushalt 9ehö-
renden Personen ein. Beachten Sie, daß auch Haus-
haltsmitglieder, die aus beruflichen oder anderen
Gründen am Erhebungsstichtag vorübergehend abwe-

send sind, erfaßt werden rnüsseni zumindest müssen

Sie clie Anzahl dieser vorübergehend abwesenden

Personen, für ttie sie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsmitglied'erfragen und

auf der Verteilungsllste festhalten bzw. dem Sta-
tistischen Landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bltte in folgender Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres AIters,
andere verwandte, familienfremde Personen.

Geht dle Zahl der Haushaltsmitgl-ieder über fünf
hinaus, so verwenden Sie einen zweiten Grund-
bogen, clen Sie deutlich kennzeichnen, un<l

übernehmen Sie clie "Ordnungsangaben" des ersten
Bogens. Äntlern Sie auch die "faufende Nr' der Per-
son" im zweiten Grundbogen.
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Frage-Nr.

2 /17 Fam iI ien-
stand

Faarilien-
zusanmen-
hang

2/19, 2

aa sang e-
hörigkeit

Er 1äuterung

Verheiratete Personen gelten auch dann aIs verhei-
ratet ( 2 ) , wenn sie getrennt leben. personen, -

deren Ehegatte für tot erklärt norden ist, geIten
aIs verpitwet (3).

Für die l. Person im Fragebogen entfällt die An-
gabe zu dieser Frage (die Ziffer .1. ist bereits
eingedruckt).
AlIe anderen Personen geben an, ob und wie sie
mit der ersten Person oder deren Ehegatte ver-
erandt oder verschwägert sind.
Beachten Sie bitte, daß auch Stief-, Adoptiv- und
Pflegekinder aIs Kinder ( "3") gelten.
Für in Gemeinschaftsunterkünften lebende Personen,
die keinen eigenen Haushalt führen, bleibt diese
SpaIte leer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere Staats-
angehörigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte "0'l "
(Deutsch) ein.
Hat jemand mehrere fremde Staatsangehörigkeiten,
Iassen Sie den Befragten entscheiden, welche davon
eingetragen werden so11.
Inhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose ("50.).

Unterhiesiger Wohnung ist diejenige Wohnung zu
verstehen, für die dieser Grundbogen ausgefül1t
wird.

2/2.1 ,
weitere Wohn
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Frage-Nr Er1äuterung

Hat ej.n Haushaltsmitglied - neben der vorwiegend
benutzten tiohnung der Familie - noch am.Arbeit.s-,
Studien- oder Schulort z.B. ein möbliertes Ziruner
(auch Unterkunft bei Verwandten oder Bekannten),
so ist "1" ginzutragen, unabhängig davon, ob die
Befragung dort oder am Familienwohnsitz durchge-
führt wird. Eine weitere Wohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, Zweitwohnung, Baracke, Arbeiter-
wohnheimr. Internat, Anstalt mit langfristiger Un-
terbringung und behördlicher Meldung.

Für Wehrdienstleistende zählt die Kaserne imrner
als weitere wohnung.

Weitere Wohnungen im Ausland sind .nicht zu erfas-
sen.

Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung
des Einwohners.

Für Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaft-
lichen oder beruflichen Gründen nicht ständig zu-
sammenleben (2.8. Wochenend- oder Monltspendler,
Arbeitnehmer auf Uontage) ,ist nach dem neuen MeI-
derecht die Wohnung der Familie die vorwiegend be-
nutzte wohnung, also die Hauptwohnung.

Für al.le übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Ge-
schiedene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt
leben) bzw. in ZweifelsfäIlen ist nach dem neuen
Melderecht die vorwiegend benutzte wohnung (Haupt-
wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners Iiegt, d.h. in der Regel
die Wohnung, die mehr als die lläIfte des Jahres
bewohnt wird.
Für Wehrpflichtige ist die Hauptwohnung immer die
Wohnung, in der die Befragung stattfindet. Die Ka-
serne gilt als Nebenwohnung.
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Frage-Nr Er 1äute r ung

(c) schulbesuch

2/z Schulbe s uch Unter SchIüsseI "0" (Ki er a Kinderhort
iaIIen auch Sonderkindergarten und kindergarr.en-
ähnliche Einr ichtung en , z. B. Spielkreise, sowre
Kinderkrippen. Bei Kindern, die neben der SchuIe
einen Hort besuchen, ist dagegen nur die jewei)-ige
Schulart anzugeben.

Unter SchIüssel "1" ( G r und-/Hau -,/Volksschule )

sind auch Kinder und Schüler nachzuweisen, die
Schul- und Sonderschulkindergärten, Vor- und Son-
dervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und

schulartunabhängige Orientierungsstufen sowie
Hauptschulzüge an Gesamtschulen und (VoIks-)Son-
derschulen besuchen.

Kinder in Schulkindergärten und Einqangsstufen der
Grundschulen sind unter "1" nachzuweisen.

Unter Schlüssel "2 n (ReaIsc huIe,/Be r uf sauf ba u-

schule) sind SchüIer in Schulen mit dem Bildungs-
ziel "Mittlerer Abschlu0" (Realschulabschluß,
Fachoberschulr.eife, Fachschulreife u.a. ) zuzuord-
nen. zu diesen Schulen zähIen Abendrealschulen,
Realschulzweige der Gesamt- und Sonderschulen so-
wie Berufsaufbauschulen in Voll- und Teilzeitform

Unter SchIüsse.L n3" ( Gymnas i achoberschule )

sind hier alle SchüIer in E.inrichtungen mit dem

Bildungsziel "Fachhochschulreife, Hochschulreife"
zu signieren. Zu diesen Einrichtungen 9ehören auch

die Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien, Abend-
gymnasien, Ko).Iegs, Technischen Oberschulen
(Baden-Württemberg), Berufsoberschulen ( Bayern)
sowie die Gymnasialzü9e an Gesamt- und Sonder-
schulen.
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Frage-llr. 
I

ErIäuterung

Integrierte Gesamtgchulen (Scjlus§!l 'l!] ) sind
Ei.nrichtunqen mit stufenmäßigem Aufbau (Primar-
stufe, Sekundarstufe I und II). In der Sekundar-
stufe I werden aIIe SchüIer - ohne zuordnung zu
einer bestimmten Schulart - gemeinsam unterrich-
tet. Dazu zähIen auch die Freien Waldorfschulen.
Der Besuch.der Sekundarstufe II ist mit Schlüssel
" 3 " anzugeben.

Berufsfachschulen/tserufsgrundbildungs- und Berufs-
vorbereitungsjahr (SchIüsseI "5") sind Einrichtun-
gen mit Vollzeitunterricht, die im Rahmen der aII-
gemeinen zwölfjährigen Schulpflicht besucht werden
und die vorrangig der Berufsvorbereitung, der tse-
rufsgrundbildung sowie der Berufsausbildung die-
nen. Dazu zählen auch Einrichtungen des Berufs-
grundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahres an
Berufsschulen, Handelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhein-Westfalen), Berufskollegs, Pf legevor-
schulen an Krankenanstalteni Krankenpflegeschulen
hingegen sind unter SchIüsseI "6" nachzuweisen.
SchüIer im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-
tiven Form sind unter "9" (Berufsschule) zu er-
fassen.

Bei den Fachschulen (Schlüssel "6") handelt es sich
um Einrichtungen mit VolI- und Teilzeitunterricht,
die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden
nach einer bereits abgeschlossenen Berufsausbil-
dung und praktischen Berufserfahrung, teilweise
auch nach langjähriger praktischer Arbeitserfah-
rung oder mit dem Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu zähIen z.B. Techniker-
schulenr. Meisterschulen, Fachakademien, Berufsaka-
denien, Bergingenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstätten für nichtärzt-
liche Heilberufe wie Krankenschwestern, Bebammen,
Bademeister u.ä. Berufe.
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Fr ag e- Nr Er1äuterung

Die Fachhochschulen (SchIüsseI '7') - einschl.
Verwalt.ungsfachhochschulen - sind größtenteils aus
früheren Ingenieur-, verwaltungs- oder Höheren
Fachschulen hervor-oegangen. Das Fachhochschul-
st.udium setzt in der RegeI die Fachhochschulreife
voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel aIs
Präsenzstudium in vollzeitform, in vielen StuCier-
gängen unEer Einschlu(, berufspraktischer Ausbil.-
dungsabschnitte; es gibt aber auch r'ormen des be-
rufsbegleitenden Teilzeit- oder Fernstudiums. bas
Fachhochschulstudium führt zu einer Diplomprüfung

I

( früher Graduierüng ) .

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Fachhochschulbereichs einer GesamEhochschule, so
ist hier SchIüsseI "7' einzutragen.

Hochschulen Sch I üsse I bereiten auf Tätig-
keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkennt.nisse und Methoden oder die Fähigkeit zu

künstlerischer Gestaltung erfordern. zu den wis-
senschaftlichen Hochschulen gehören die Universi-
täten (einschl. der gleichrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu-
Ien), pädagogische und theologische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die Hochschulen für Bildende
Künster- Gestaltung, Husik, FiIm und Fernsehen. Das

Hochschulstudium setzt in der Regel die allgemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus-
bildung erfolgt in der Regel als Präsenzstudium in
vollzeitform, in vielen Studiengängen unter Ein-
schtuß berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es
gibt auch Formen des berufsbegleiten<ien'TeiIzeiE-
oder Fernstudiums. Den SEudienabschluß bilden
Hochschulprüfungen (DiPIom, t'lagister, Pronotion
usw.) oder Staats- bzw. kir'chliche Prüfungen.



11

Frage-Nr. Erläuterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
so istHochschulbereichs ei ner Gesamthochschule,

hier SchlüsseI "8 " einzutragen.

Berufsschulen (Schlüssel "9 " ) sind Einrichtungen
mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die im Rahmen

der dreijährigen Teilzeit- bzw. Berufsschulpflicht
besucht werden mit dem ZieI, die Allgemeinbildung
der SchüIer zu vertiefen und die für den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbildung zu

vermitteln. Sie werden in der RegeI von Jugend-
Iichen nach Erfüllung der Vollzeitschulpflicht bis
zum volIendeten.lS. Lebensjahr oder bis zum Ab-
schluß der praktischen Berufsausbildung besucht.
Schüler des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer Form sowie des Berufsvorbereitungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (SchIüsseI "5")
nachg ewi esen .
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Frage-Nr. ErIäuterung

/2 Erwe rbs-/
Berufs-
tärigkeir

Erwerbs- bzw. berufstätig sind alle Personen, die
- 29. ApriI 1990in der BerichtsHoche (23.

- in einem Arbeits-,/Dienstverhältnis stehen (auch
Soldaten, Wehrpflichtige und 2ivildienstleisten-
de)

- selbständig ein Gewerbe, einen, freien Beruf,
einen landnirtschaftlichen oder ähnlichen Be-
trieb betreiben oder im Familienbetrieb mitar-
beiten

- in einem Ausbildungsverhältnis stehen
- geringfügige oder gelegentliche Tätigkeiten aus-

üben

Hierzu zähIen auch Personen, die
- normalerweise erwerbstätig sind, aber in der Be-

richtswoche z.B. krank oder im Urlaub rvaren
- sich im Erzlehungsurlaub befinden, eine Rück-

kehrgarantie des Arbeitgebers haben und ihren
Arbeitsvertrag nicht gekündigt haben

- "zeitrentner' sind, d.h. deren Arbeitsvertrag
für I ilahr ruht (nicht gekündigt ist) und die
nach diesen Jahr ihren Arbeitsvertrag wieder
erfüllen können (Rückkehrgarantie)

- ihre Tätigkeit nur für eine gefinge Stundenzahl
ausüben (evEI. nur eine Stunde pro Woche)

- aIs miEhelfende Familienangehörige ohne förm-
liches Arbeitsverhältnis im Betrieb eines Haus-
halts- bzw. Familienmitgliedes mitarbeiten

- sich aIs Rentner noch et.was hinzuverdienen
- sich a1s Arbeitslose neben Arbeitslosengeldr/

-hilfe noch etwas hinzuverdienen

(D) Errrerbsbeteiliqunq, Arbeitsuche
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Frage-Nr.

Landwirt-
schaftl iche
Mi thi 1 fe

ErIäuterunq

Ehrenamtl iche Tät ig keiten, z.B. aIs Schöffe, vor-
sind nicht zu erfassen.mund oder St.adtverordneteE,

RegeImäßige Tätiqkeit: Die Tätigkeit. wird in re-
gelmäßigen zeitabständen ausgeübt (2.8. tä9lich,
einmal wöchentlich, zwei Tage im Monat).

Gblegentliche Tätigkeit: Der Erwerbstätige wird
nur nach Bedarf eingesetzt oder er sucht sich nur
eine Arbeit von kurzer Dauer (2.8. Ferienjob).
Eine gelegentliche Tätigkeit soII nur dann angege-
ben werden, irenn sie in der Berichtswoche auch
tatsächlich ausgeübt.wurde. Einmalige Tätigkeit
nur in der Berichtswoche gitt aIs gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdrücklich darauf hin, daß für
alle Haushaltsmitgtieder, die hier angeben, er-
werbstätig zu sein, auch die Fragen im TeiI "Ge-
genwärtige/frühere Erwerbstätigkeit", zu beantworten
sind.
Bitt.e nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einem vom Haushalt bewirt-
schaftet.en landwirtschaftlichen BeErieb auf , auch
wenn es sich nur um gelegentliche Iandwirtschaft-
Iiche HiIfe gehandelt hat.

Landwirtschaftl iche A rbeit.en sind z.B. t'eldarbeit
Arbeiten bei der Tierhaltung, aber auch Büro-
arbe it en.

Hauswirtschafcllche Arbeiten sind alle verrichtun
gen im Haushalt Eür die Beköstigung und sonstige
versorgung der Fanilie des Bet,riebsinhabers. Sie
sind hier nicht anzugeben.



20

Prage-Nr.

Geringfü-
gige Be-
s chäft i -
9 un9

ErIäuterung

Qine geringfü9i9e Beschäftigung ist eine Tätigkeir
als Arbeitnehmer mit einer Arbeitszeit unter 15

Stunden,/Woche und einem Einkorunen bis 470 Dl,t im
Monat, die sozialversicherungsfrei ist.

typische geringf ü9ige Tätigkeiten :

- Putztätigkeit in einem Haushalt oder Betrieb
- Kinderbetreuung, Haushaltstätigkeit in einem

Pr ivatha ushalt
- Stunden- oder tagerdeise Aushilfstätigkeit in

einem Kauf haus,/Geschäft
- Kleinere handwerkliche Aufträge oder Reparat.uren
- Austragen von Zeitungen, Zeitschriften
- Verkaufs- oder werbetätigkeit (auch Telefon-

oder Außendienst)
- Nebenberufliche Tätigkeit für Versicherung oder

Bank
- Ferien- oder Nebenjob als SchüIer(in) oder

St udent ( in )

- l,titarbeit in einen Saisonbetrieb, z.B. in der
Landwirtschaft oder bei der Herstellung von
Konserven i GastgeHerbe

- Nebenberufliche Lehrtätigkeit, Nachhilfeunter-
richt

- Taxifahren, Aushilfstätigkeit bei einer Spe-
diti on

- Bezahlte Übungsleitertätigkeit in einem Verein
- Sonstige Nebentätigkeiten, z.B. Schreibarbeiten,

Programmierarbeiten, Buchhaltertätigkeit

Diese Frage ist auch von Personen zu beantworten,
die sich in der Berichtswoche als nicht er$rerbs-
oder berufstätig eingestuft haben ("Nein" in Frage
2/24 bzw. 2/251.

Wird die Frage nach einer geringfü9igen Beschäfti-
gung vom Befragten bejaht, so sind im weiteren
auch die Fragen für Erwerbstätige zu.beant$rorten.

Ausführliche Hinweise finden Sie darüber hinaus
im 2. Teil des Interviewer-Handbuehes auf Seite 6

2/2



)1

Frage-Nr.

Ar be i ts uche
aIs Ni cht-
erwe rbs-
tät ig er

Arbe i tsuche
als Erwerbs-
tät iger

Er Iäute rung

Diese Erage ist nur zu beanLworEen, wenn die Fra-
gen 2/ 24 und 2/25 nliy "Hein" beantwortet' wurden'
BiEte stellen Sie die Frage an aIIe Nichterwerbs-
täEigen im Alter von l5 Jahren und mehr,
auch an SchüIer und Rentner.

Eine Tätigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B.
von Hausfrauen, die früher einmal erwerbstäti9
waren und jetzt wieder eine Berufstätigkeit
suchen, oder von Handwerkern, die eine Meister-
schule abgeschlossen haben und jetzt eine neue Ar-
beitsstelle suchen.

Wenn die Fragen 2/24 oöer 2/25 ntE "Ja" beantwor-
tet hrurden, stellen Sie bitte diese Frage zu einer
evt.l. Arbe itsuche.

Arbeitslos AIs arbeit,slos gelten nur solche Personen, die
normalerweise ernerbstätig sind und z.Z. nur vor-
übergehend - da sie noch keinen neuen Arbeitsplatz
gefunden haben .- aus den Erwerbsleben ausgeschie-
den sind, sowie Schulentlassene, die si.ch um eine
Lehr-,/Arbeitsst,elle bemühen. Die Bezeichnung "ar-
beitslos" gilt auch, wenn man nicht beim Arbeit.s-
amt gemeldet ist oder wenn nan zwar gemeldet. ist,
aber kein Arbeitslosengeld,/-hilfe beziehE (Sig-
nierziffer n2" ).

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nach-
gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten
nicht aIs arbeitslos

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Arbeits-
lose, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hi1fe
erhalten, sich noch etwas daiuverdienen. Machen
Sie dann für diese Erwerbstätigkeit auch Angaben
im Teil "Gegenwärtige/frühere Erwerbstätigkeit',.



22-

Frage-Nr

'.2/ 30. 31

Art der
Arbeits uche

Er Iäute r ung

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos be-
zeichnet ("1" oder '2'), so qind auch die Fragen
über die Arbeitsuche zu beantworten.

Die Fragen 2/30 b|s 2/34 s|nd für alle Arbeit-
suchenden und Arbeitslosen zu beantworten, d.h.
wenn die prage 2/27, 2/zg ode. 2/29 mit ,'Ja,, be-
antivortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht,
so geben Sie bitte die beiden wichtigsten Arten
entsprechend ihrer Bedeutung an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld,/-hilfe erhal-
ten, ist in jedem Falle Arbeitsamt (nln) in
Spalte 2/30 einz\tragen. Werden darüber hinaus
weitere Möglichkeiten der Arbeitsuche genutzt,
so tJerden diese in Spalte 2/31 notiert.

Private VertriEtl.q4q tr agen Sie bitte dann ein,
wenn über eine Personalberatung oder ähnliche Ein-
richtungen Arbeit gesucht rrird.

Die Arbeitsuche über Freunde, Bekannte oder ver-
wandte gilt dagegen aIs
( u6').

iche Veibind

AIs direkte Bewerbung ("5" ) gilt die unmitr.elbar
vom Arbeit,suchenden ausgehende schriftliche, tele-
fonische oder persönliche Bewerbung, die nicht auf
ein Inserat, die Vermittlung durch das Arbeitsamt.
oder durch Bekannte u.ä. erfolgt,.

Suche noch nicht aufqenommen ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsächlich eine Arbeit.
aufnehmen bzw. den Arbeitsplatz wechseln möchte,
aber zur Suche noch keine Gelegenheit bzw. ZeiE
hatte.

2/30 - 2/3
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Frage-Nr.

Art der
ge such Ee n
Tär i9 keit

Verfügbar-
keit

Dauer der
Arbeitsuche

ErIäuterung

BiE.te beachten Sie, da8 eine Person, die elne
F-rbeitnehmertätlgkelt sucht (Tätigkeit als Arbel-
ter, Angestellter, Auszubildender oder auch als
Eeanter), auch angibt, ob sie elne Vollzeit- oder
Tellzeittätiqkeit sucht.

Diese !'rage LSt von allen Personen zu beanEworten,
die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenommen
haben.

Beachten Sie, daß die Verfügbarkeit für die Be- r

richtswoche ("sofort") oder die zwei nachfolgendgh
wochen erfragt wird.

Wurde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch
eine zwischenzeitliche Tätigkeit oder auch längere
Krankheit unterbroqhenr so ist nur die nach diesen
Ereignissen fotgende Zeit als Dauer der Arbeit-
suche anzugeben. Achten Sie darauf, daß nur die
Dauer der Suche; die vor dern Berichtsstichtag
(25. April)llegt, angegebcn wird-

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-
genonnen haben, bleibt diese Frage unbeantwortet.

(D) Nichterwerbstätiqkeit

Diese Frage ist nur zu beantworten, rrenn eine Per-
son z.Z. nicht eruerbstätig ist (Frage 2/24 und
2/25|. "Neiln), gleichgüItig, ob sie eine Ervrerbs-
tätigkeit sucht oder nicht.

Wenn eine nichterwerbstätige Person bereits früher
einmal erwerbstätlg sar, geben sle hier bitte an'
wann dtese Tätigkelt aufgegeben rurder auch wenn
dleser zeltpunkt schon viele Jahre zurückliegt.

1 Frühere
Erwerba-
tätigkeit

/1 Beend igung
der
letzten

Ir
I
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Frage-Nr.

Grund für
Beend ig ung

Er Iä ute rung

Treffen mehrere Gründe für die Beendigung der
Ietzten Tätigkeit zu, Iassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.

G) Geqenwärtiqe/ frühere Erwerbstätiqkeit

Hier tragen Si.e bitte den Namen der Firma, des Ar-
beitgebers, der Dienststelle, des ceschäftes, der
Praxis, des eigenen Betriebes ein, bei dem das je-
weilige Haushaltsmitglied beschäftigt ist. verHen-
den Sie bitte keine nur örtlich bekannten Kurzfor-
men der Firmennamen. Der Nane der Pirma ist ein
H ilfsmerkmal und dient ausschlie0li der genauen
Zuordnung des Wirtschaftszwei qes.

Eine zweite Erwerbstätigkeit Iiegt vor, wenn in
der Berichtswoche neben der Haupterwerbstätigkeit
eine weitere Tätigkeit ausgeübt wurde, gIeichgü1-
tig, ob diese regelmäßig oder nur gelegentlich
ausgeübt wird.

Dle Ittlthilfe in einem vom Haushalt bel,irtschafte-
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben der norma-
len Tätigkeit z.B.9iIt als zweite tätigkeir.
Zueite Tätigkeiten slnd oft sogenannte Nebener-
serbstätigkeiten (ob Entgelte zu versteuern sind
oder nicht, ist unbedeutend).

Wenn diese Frage beJahL slrd, müssen alle nicht
durchkreuzten Spalten in der Zeile rZwelte gegen-
wärtige Errrerbstätigkeit, für diese 2. ErHerbs-
tätigkeit beantsortet werden. Vergessen' Sle bitte
nicht, die Eintragung der .Lfd. Nr. der person im
Ilaushalt" in der Vorspalte vorzunehmen.

3/a Fi rma,
Betrieb

3/1 Zweite
Eri,erbs-
tät igke it
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Frage-Nr.

öffent-
Iicher
Di enst

Erläuterung

zum öffentlichen Dienst ist derjenige zu zähIen.
der im Dienste des Bundes, eines Landes, einer Ge-

meinde, eines Gemeindeverbandes oder anderer .Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
Iichen Rechts oder de.r Verbände von solchen steht.
Hierzu zäh1en Tätigkeiten bei:
- Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden

und der Gemeindeverbände, z.B. Regierung und

Ministerien, Gemeindeveriraltungen, Rechnungshöfer
oberf inanzdirektionen r Finanzämter, Staatshoch-
bauämter, Bauämter, ZoIlämter, Polizei, Bundes-
wehr, Bundesgrenzschutz, Ordnungsämter, ö f -
f e n t I i c h e Kindergärten, Schulen und

Hochschulen; ö f f e n t I i c h e kulturelle
Einrichtungen (Theater, Museen, Bibliotheken),
Sozialämter, ö f f e n t I i c h e Kranken-
häuser, Heilstätten und Altersheimer Gesund-
heitsämter, wasser- und Schiffahrtsdirektionen,

- cerichten des Bundes und der Länder,

- rechtlich unselbständigen Unternehmen und recht-
lich selbständigen Unternehmen im Besitz der
Länder und Kommunen, die zur ErfüIlung öffent-
licher Aufgaben in Form einer Körperschaft des
privaten Rechts geführt werden, z.B. Wasserwer-
ke, Verkehrsbetriebe, Energieversorgungen, FIug-
häfen, Binnen- und Seehäfenr

- Bundesbahn, Bundespost,

- Kommunalen Zweckverbänden, z.B. Krankenhaus-
zweckverbände, Schulzweckverbände, Abwässer- und
Abf allbeseitig ungszweckverbände,

3/1
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Frage-Nr. Erläuterung

Trägern der Sozialversicherung, z.B. Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte, Landesver-
sicherungsanstalten, gesetzliche Krankenkassen
(AOK, Ersatzkassen), Berufsgenossenschaften,
Bundesanstalt für Arbeit einschl. ihrer Dienst-
steIlen, Krankenhäuser und Gesundheitsdienst der
Träger der Sozialversiche.rung ,

Bundesbank, Landeszentralbanken,
sonstigen juristischen Personen, die überwiegend
aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, vor-
rriegend aus dem Bereich der Wirtschaft und For-
schung (2.8. Max-Planck-GeseIIschaft, Frauen-
hofer-Gesellschaft )

zum öffentlichen Dienst sind n i c h t zu zäh-
len Tätigkeiten bei:
- Kirchen, karitativen Organisationen, Wohlfahrts-

verbänden, religiösen Stiftungen; privaten,
kirchlichen oder karitativen Kindergärten und
Schulen, auch wenn sie staatlich anerkannt sind;
p r i v a t e n Krankenhäusern, Heilstätten,
Altersheimen und Wohnheimen, auch bei solchen,
deren Träger Kirchen, karitative Organisationen
oder Wohlfahrtsverbände sind; p r i v a t e n

kulturellen Einrichtungen, auch dann nicht, wenn
sie Zuschüsse von Komnunen erhalten,

- Rundfunk- und Fernsehanstalten,
- rechtlich selbständigen Wi rtschaftsunternehmen,

die im Besitz des Bundes, der Länder, der Ge-
meinden oder der Gemeindeverbände sind und nicht
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen,
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Frage-Nr.

Wi rt-
schafts-
zweig

ErIäuterung

- Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen
Rechts ( z . B. Industr ie- und Handelskammern-,
Handwerkskammern, Ärzte- und Rechtsanwaltskam-
mern, Verbände der Sozialversicherungsträ9er),

- privaten Kreditinstituteni Bundes- und Landes-

kreditanstalten; Sparkäss€Ilr auch solche nicht'
deren Träger Gemeinden bzw. Gemeindeverbände
sindi BausParkassen; privaten Krankenkassen'

- privaten Forschungsinstituten, auch solche
nicht, die überwiegend oder ausschließlich aus

Aufträgen des Bundes, der Länder und der Kommu-

nen finanziert werden.

Bitte machen Sie möglichst genaue Angaben zun

wirtschaftszweig. Richten Sie sich nach dem über-
wiegenden wirtschaftlichen SchwerPunkt des örtli-
chen.Betriebes (nicht des Unternehmens), in dem

die einzelnen Haushaltsmitglieder beschäftigt
sind. Umfaßt ein Betrieb mehrere. Aufgabengebiete'
so ist das überwiegende Betätigungsfeld der ört-
lichen' Einheit anzugeben.

Beispiele: werkzeugmaschinenfabrik (nicht Fabrik) I

Lebensmitteleinzelhandel (nicht Handel), Steuerbe-
ratung (nicht Büro).

Zivildienstleistende geben den Wirtschaftszweig
des Betriebes, der Firma an, in dem (der) sie
ihren Zivildienst leisten.
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Fr ag e-Nr ErIäuterung

Beschäfti9t ein sgl!§,!öngjlS_t nur Mirhelfende Fa-
milienangehörige (ohne Lohn,/Gehalt), tragen Sie
bitte SeIbständiger ohne Beschäftigte ("0.) ein.
Zu den Selbständigen zählen auch Hausgewerbe-
treibende.

Wenn jemand iEl Betrieb eines Verwandten ohne Lohn
oder Gehalt mithilft und für diese Tätigkeit keine
Pflichtbeiträge zur Arbeiter- oder Angestellten-
rentenversicherung zahlen muß, j,st er sogenannter
Mithelfender Familienanqehöri ger. Haushaltsmit-
glieder, die sich als Mithelfende Familienange-
hörige bezeichnen, jedoch rentenversicherungs-
pflichtig sind, sind als Arbeiter oder Anqeste-lIte
zu zählen, je nachdem, ob sie Beiträge zur Arbei-
ter- oder Angestelltenrentenversicherung ent-
richten.

Als Bearnte zählen auch Beantenanirärter, Bearnte im
Vorbereitungsdienst, Geistliche und Beamte der
Römisch-Katholischen Kirche und der Evangelischen
Kirche in Deutschland.

3/1 StelI ung
im Beruf
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Frage-Nr. ErIäuterung

Die Bezeichnung "Beamter" wird häufi9 auch für An-

gestellte verwendet I so z'B' bei VersicherungS-
beamten, Bankbeamten, Betriebs- und Sozialbeamten'
In diesen FäIlen t'ragen Sie est ter u4u eln

In/der Regel $rerden Sie aus dem Namen der Firma

erkennen können, ob die Bezeichnung Beamter bei
der betreffenden Erwerbstätigkeit in einem solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht' In

ZweifelsfäI1en fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochnals genau.

Arbeiter (,'5") sind sowohl Facharbeiter als auch

angelernte Arbeiter und Hilfs.arbeiter'

AIs Aus zubi ldende gelten auch Praktikanten, Volon-

täre und SchüIer an Schulen des Gesundheitswesens'

die gleichzeitig Praktisch ausgebildet h'erden'

Handwerklich und landwirtschaftlich Auszubildende

zählen zu den gewerblich Auszubildenden'

Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zum wehr-

dienst verPflichtet.
zeitsoldaten sind diesen gleichgestellti ihre Ver-

it be-pflichtung ist jedoch auf eine bestimmte Ze

schränkt (2, 4, 8 oder 12 Jahre)'

Wehrdienstleistende sind Personen' die nach Been-

digung ihrer Schulzeit bzw' Ausbilclung ihren wehr-

dienst in der Bundeswehr von derzeit 15 Monaten

ableisten.
Zivildienstleistende lehnen den Dienst mit der Waf-

fe ab und verrichten anstelle des gtehrdienstes ei-
nen Zivildienst vorrangig im sozialen Bereich'
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Frage-Nr.

Vo11-
zeLt/
Teil-
ze it

Erläuterung

lienn eine Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird
der AbIauf des Arbeitsverhältnisses im allgemej.-
nen im Arbeitsvertrag vereinbatE, z.B. saisonbe-
dingte Tätigkeit, spezieller Ausbildungsvertrag,
ilahresvertrag, Werkvertrag, ABM-Verträg (Vertrag
in Rahmen der Arbeitsbeschaffungsna6nah$en der
Bundesregierung). Beachten Sie aber bitte auch,
daE ein Arbeitsvertrag auch durch mündliche Ab-
sprache zustandekomnen kann.

Lassen Sie diese Prage bitte auch beantsorten,
wenn nur eine gelegentliche fätigkeit vorliegt.
Liegen mehrere Gründe für eine teilzeittätigkeit
vor, tragen Sie die niedrigste Slgnierziffer eln

3/ 21-3/ 2

Normale Arbeits-
zeit

Bei de:r normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gelegerntliche oder einmalige Abweichungen nicht zu
berücksichtigen ( z.B. Urlaub, Krankheit, gesetz-
Iiche Feiertage, Überstunden, Kurzarbeit).
Wechselt die Arbeitszeit häufig oder arbeitet ein
Befragter nur qelegentlich, bitten Sie um Angabe
der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit für
einen längeren Zeitraum.
Der Zeitaufwand für den !{eg zur Arbeitsstätte ist
kein Teil der-Arbeitszeit. Für Lehrer zählt auch
der zeitaufwand für die Unterrichtsvorbereitung,
die Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit zur
Arbeitszeiti ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Arbeitszeit.
Bei Mithelfenden Familienangehörigen darf nur der
Zeitaufwand für betriebliche Arbeiten , nicht der
für hauswirtschaftliche Arbeiten, berüiksichtigt
werden.

3/1 Arbeits-
vertrag
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Frage-Nr.

3/24 - 3/
Ta
Ar beitszeit

3/ 27,
Grund für Ab-
weichung der
Ar beitszeit

Er 1äute r ung

Die nnormale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z.B. von der tarifvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeit abweichen, wenn sie regelmäcig wöähent-
Iich Überstunden leisten.
Beträgt die Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "38r'
einzutragen.
Personen im Erziehungsurlaub, dLe z.z. keine Tä-
tigkeit ausüben, geben die vor Antrltt des Er-
ziehungsurlaubs normalerweise geieistete Arbeits-
zeit an.

Zur zr,veiten gegenwärtigen Erwerbstätickeit:
Analog ist bei der Angabe für eine evtl. vorlie-
gende zweite Erwerbstätigkeit zu verfahren.
Von Personen, die neben einer zweiten Eruerbstä-
tigkeit noch eine weitere Tätigkeit (3. Errrerbs-
tätigkeit) in der Berlchtswoche ausgeübt haben,
sind die Stundenangaben der 2. und 3. Erwerbstä-
tigkeit zu addleren und bei der gilg Erwerbs-
tätigkeit einzutragen.

Bitte tragen sie hier die in der Berichtswoche
(23. - 29. April 1990) tatsächlich gelelstete Ar-
beitazeit ein. Hierzu zählen auch Überstunden.
Urlaubs- oder Krankheitstage und andere Ausfall-
tage (siehe Frage 3/27, 28) zählen nlcht zur tat-
sächlichen Arbeltszeit.

Diese Frage ist zu beantworten, wenn dle Arbeits-
zeit des Errverbstätigen in der Berichtesoche kür-
zer oder länger war, als es der normalen Arbeits-
zeit entspricht.

Nennt män Ihnen glelchzeitig mehrere Grilnde für
eine Abselchung, tragen Sie bltte die niedrigste
Slgnierziffer ein.
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Fr ag e-Nr ErIäuterung

Arbe itsschutzbest imn ungen, auch llutterschaft
('02') wird in der Hauptsache bei Jugendlichen
und bei Beschäftigten in Betrieben oder Tätig-
keiten mit besonderer cesundheitsgefährdung ein-
zutragen sein, wenn unter bestimnten Vorausset-
zungen Freizeit zu gerähren ist oder .eine jereils
festgesetzte l{ochenarbeitszeit nicht überschritten
werden darf. Beachten Sie bitte, daB auch Arbeits-
freistellungen cerdender oder niedergekomnener
Mütter den Arbeitsschutzbestimmungen zuzuordnen
sind.

Arbeitsst it ieke i ten ( "04') trifft zu für Streiks
und Aussperrungen.

Schlechtwetterlaqe (.05") komnt hauptsächlich in
der Bauindustrie und der Landwirtschaft vor.
Kurzarbeit ("06") kanp nur bei abhängig Beschäf-
tigten - also bei Arbeitern und Angestellten - an-
geordnet werden, wenn z.B. wegen Auftragsmangel
weniger gearbeitet werden kann.
Arbeitsaufnahme ("07.) wäre dann einzutragen, wenn
eine neue Tätigkeit in der Berichtssoche, z.B. am
Mittwoch, aufgenommen wurde.

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der
Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer neuen
Tätiqkeit "08' anzugeben..
Teilnahme an einer Schulausbildunq, Aus- oder
Fortbildung (Schlüsselzahl "lO.) ist nur dann an-
zugeben, wenn diese nlcht innerhalb des Betriebes
stattfindet. Für Auszubildende, die am Berufs-
schulunterricht teilnehmen, trifft diese Kategorie
nicht zu.
Für Personen in Erziehungsurlaub, die keine Täti9-

für niedrigerekelt ausüben, ist sonstiqe Gründe
A!bgitszeit ("11") einzutragen.
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4 /13 Kranken-
ka ss e,/

-versi-
che r ung

Eiläuterung

E Krankenversicher

Bet r i ebs krankenkasse der Bundesbahn, B undespost'

und des Bundesverkehrsmi niste ri ums

- Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse ver-
sichert sind, geben hier Ziffer "7n (private
Krankenversicherung) an.

- Angestellte und Arbeiter in dieser Betriebskran-
kenkasse erhalten hier die i'i.f.f.er "2" (Betriebs-
krankenkasse).

In de r Landwi rtschaftlichen Krankänkasse ("6")
sind alle Unternehmer der Larid- und Forstwirt-
schaft, die Mithelfenden Familienangehörigen nach

Vollendung des 1ti. Lebensjahres, Altenteiler u'ä'
versichert.

Die Signat ur "9" ist nur dann einzutraqen , wenn

eine Person AnsPruch auf Krankenversorgung ohne

ein direktes Versicherungsverhältnis mit einer
Krankenversicherung hat. Dieses wird zwischen dem

zuständigen Amt und der Versicherung pauschal be-
gründet (2.8. für Sozialhilfeempfänger, Kriegs-
schadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus

dem Lastenausgleich und deren abhängige Ange-
höri9e).
Die freie HeiIfürsorge der Polizei kann von ver-
schiedenen GrupPen in Anspruch genommen werden,
z.B. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung,
aber auch von Stammbeamten in den Besoldungsstufen
A 5 bis A 9. Darüber hinaus gibt es in den Bundes-
Iändern unterschiedliche Regelungen.
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@ Ve r s iche-
r ungsver-
hältn is
in der KV

Freie Heilfürso e der Bundeswehr ("9")
Alle Soldaten (wehrpflichtige, zeit-,/Berufssolda-
ten, [,Iehrübende) unterliegen der "Freien Heilfür-
sorge der Buhdeswehr". Die Freie HeiIfürsorge
kennt jedoch keine Mitversicherung der abhängigen
Fami I i enangehö r ig en .
Angehörige vor. zeil-/Berufssoldaten müssen sich
daher selbst versichern,.
Angehörige von Wehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) als Eami-
Iienmitglied mitversichert, und zwar in der Kran-
kenkasse, in der der Wehrpflichtige vor seiner
Einberufung versichert war.
Angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von

Wehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver-
sicherung der Wehrübenden läuft für die Zeit der
Wehrübung weiter.)

Abgesehen von "geringfüoig Beschäftigten" (siehe
2/26 uod 4,216) sind grundsätzlich alle Arbeiter
und Angestel-lten dann pflichtversichert ( "1"),
wenn ihr monatliches Bruttoeinkommen 4 725 DM -
jährliches Einkommen 55 700 DM - (seit 1. Januar
1990) nicht übersteigt. Lieqt ihr monatliches Ein-
kommen darüber, so sind sie freiwillig versichert,
können (in seltenen FäIlen) aber auch in einer
privaten Krankenversicherung versichert sein. Ver-
sicherte in einer rivaten Krankenversic
stehen immer in einem freiwilliqen Versicherungs-
ve rhä1tn is
Beamte in der Betriebskrankenkasse der. Bundesbahn
und -post sind freiwillig versichert (Zi.ffer "2"1



Frage-Nr.

?:

Er läuterung

Erziehunq surlauber genießen Beitragsfreiheit nur
in der gesetzlichen Krankenversicherung (Ausnahme:

Personen ohne Krankengeldanspruch und Berufslose) ;

es gilt i.d.R. das Vdrsicherungsverhäftnis, das
vor Antreten des Erziehungsurlaubes qaIt.

Personen im Vorruhestand sind wie vor dem Eintritt
in den Vorruhestand versichert (aIso freiwillig
auch dann, wenn das Einkommen unter der üblichen
Grenze von 4 125,- DM brutto monatlich liegt; die
Person ist clann freiwillig versichert).

Arbeitslose, die Arbeitslosengeld/-hilfe bzw'
Unterhaltshitfe beziehen, sind in der Krankenrier-
sicherung pflichtversichert- Es besteht ein Ver-
sicherungsverhättnis bei der Krankenkasse, bei der
die betroffene Person zuvor versichert war'

Wenn eine Familie Anspruch auf Sozialhilfe hat,
beachten Sie bitte, daß auch minderjährige t'ami-
lienangehörige einen eigenen Anspruch haben, so
daß auch für diese die Signierziffer "4" einzu-
tragen ist.

Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt "9"
in der Vorfrage voraus.

Wenn eine Person AnsP ruch auf freie Heilfürsorge
der pblizei usw. hat, können die Familienarigehöri-
gen nicht bei dieser Person mitversichert sein.
Vielmehr ist die Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tätigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau können bei
ihrer Mutter mitversichert sein.

:.
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Frage-Nr.

4/16 Pfl icht-
ve rs iche rt
am Stich-
tag in der
GRV

Er lä uterung

Richten Sie diese Frage bitte an alle Haushalts-
,nitqlieder, die angegeben haben, daß sie kranken-
versichert sind.

Wenn Baushaltsmitqlieder zusätzliche Teilversiche-
rungen abgeschlossen haben, dte z.B, Anspruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten,
vermerken Sie bitte "Ja" ( 1 ).
Auch als Mitqlie(i einer privatcn Krankenversiche-
rung kann man eine zusätzliche private Krankenver-
sicherung abschließen.

(F) Rentenversicherung

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (GRV) sind hauptsächlich Arbeiter und
Angestellte (Ausnahme s.u. ) r bestimmte SeIbstän-
dige (2.8. Hausgewerbetreibende) sowie grlehr- und
Z i vildienstleistende.

Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr
in der Berichtswoche a1s pflichtversichert in der
GRV (die Zeit wird aIs Ausfallzeit gewertet).

Weh r of 1i chtiqe. Soldaten auf Wehrübunq ( für mind
3 Tage Dauer) und Zivildiensttqistende sind in dem
Zweig rentenversicherungspflichtig, dem sie vor
ihrer Einberufung angehörten. Wer vorher nicht der
gesetzlichen Rentenversicherung angehörte - auch
nicht als freiwilliges Mitglied - wird während
seiner Dienstzeit in der Angestelltenrentenver-
sicherung (BfA) pflichtversichärt.

4/1 zusätz1 iche
private
Kr anke n-
ve rs iche-
r ung



Frage-Nr Er1äuterung

Folgende personengruppen gehören nicht zum K rels
der P lichtvers rten:

- Beamte und ver gleich bqre Angest911te mit 1e-
benslänglicher Versorgung nach beamtenrechtli_
chen Grundsätzen (sog. Do-Angestellte). Diesen
seltenen Angestelltentypus findet man bei So_
zi alversicheruhgsträgern. ( landesversicher ungsan_
stalten, Berufsgenossenschaften, Orts_, Innungs_
krankenkassen, landwirtschaftliche Alters_ und
Krankenkassen u.ä., nicht jedoch Ersatzkassen) .
Jedoch sind nicht alle dort beschäftigten Ange_
stellten auch DO-AngesteIlte! Der sog. "Bank-
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs_
pfl ichtiger Angestellter.

- Selbständige (Ausnahme siehe oben) und Mithel_
fende Fami I ien hörice A r be itsve rtrag.
Wer aLs Mithelfender Familienangehöriger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sorrohl in der Kranken_
versicherung iIs auch in der Rentenversicherung
pflichtversichert - es sei denn, er fiele unter
die genannten Ausnahmen. Mithelfende Familienan_
schnitt "Erwerbstätigkeiti Arbeitsuchende,, aLs
Angestellte oder Arbeiter einzutragen und nichtals Mithelfende Familienangehörige.

- Anqestellte können von der Versicherungspflicht
befreit sein, wenn sie einen güItigen Befrei_
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt für
Angest.ellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zum
3 I . I 2. I 967 nichE der Versicherungspflicht unter_
lag und der sich unter bestirunten Bedingungen
auch über diesen Zeitpunkt hinaus befreien Ias_
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Er Iäute rung

sen konnte. Nach dem Rentenreformgesetz haben

oiese Angestellten ab 1 ' 1 ' 1 973 aber wieder die

Möglichkeit, in die Angestelltenrentenversiche-
rung einzutreten.

- Geri be äfti te Arbeitne r sind
von der Rentenversicherungspflicht be fre it .

Erwerbstätigkeit wird versicherungsrechtl ich
<iann als eine geringfü9i9e Beschäftigung bzw'

geringfügige selbständi9e TätigkeiE bezeichnet'
wenn sie nur "kurzfristig" ausgeübt oder nur
,oerinqfüqiq entlohnt' wird. Eine Tätigkeit gilt
im Jahr 1990 als:
- kur zfristig, wenn sie im Laufe eines Jahres

ihrer Eigenschaft'nach oder im voraus vertra9-
lich auf eine Dauer von höchstens znei Monaten

oder 5O Arbeitstage begrenzt ist'
- qerinqfüqio entlohnt, wenn sie zwar laufend

oder in regelmäßiger t{lederkehr ausgeijbt wird'

die vereinbarte woctrenarbeitszeit aber unter
15 Stunden liegt und das durchschnittliche Ar-
beitsentgelt regelmäBig im Monat 470'- DM nicht
übersteigt.

- Personen, die sich im Erz iehunqsurlaub bef inden,
' sind i.d.R. pflichtversichert in der oesetzlichen

Rentenversicherung (Ausnahme: z'B' Beamte)' Die

Beiträge gelten aIs durch den 
.Bund 

entrichtet'

wer am Erhebungsstichtag arbeitsunfähi9 krank ist
und zu diese r Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt
mehr bezieht, ist nicht unter dieser Frage'sondern
ggf. unter den Folgefraqen zu zählen' Das gleiche
gilt für werdende Mütter und wöchnerinnen am Erhe-
6ungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgese'--
zes nicht mehr beschäftigt werden und zu dieser
Zeit keinen Lohn oder kein GehalE beziehen'

Auch Rentner können, wenn sie noch erwerbstäti9
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein'

auch
Eine



39

Frage-Nr.

Pflichtver-
sichert in
den Ietzten
I 2 Monaten
in der GRV

Preiwill i9
ve rs i chert
in der GRV

4/19 Beit.räge
seit
1 .1 .1924
in der GRV

Er 1ä uterung

Bitte beachten Sie, daß
haltsmitgl ied Beiträ9e
hrirte zahIt, hier nicht

die Frage, ob ein Haus-
zur Altershilfe für Land-
zu stellen ist.

Eine Pflicht.versicherung in den letzten l2 ilonaten
liegt dann vor, wenn wenigstens ein pflichtbeitrag
in diesem Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
Berichtswoche keine P,fIichtvörsicherung mehr be-
steht, z.B. wenn sich eine person selbständig ge-
macht hat oder in ein BeamtenverhäItnis übernommen
worden ist.
henn die in den letzten l2 Monaten gezahlten Bei-
träge zurückerstattet wurden, tragen Sie dieses
frühere Versicherungsverhä1tnis bitte nicht hier
ein.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmen,
wenn Haushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten
vor der Berichtswoche nicht versicherungspflichtig
waren, sich aber freiwillig versichert haben, um

einen Rentenanspruch zu erwerben.
Auch hier sind rückerstattete Beiträge nichr an2u-
geben.

Hier geben Sie bitte an, ob Haushaltsmitglieder
in der Zeit, vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er-
hebung irgendwann einnal Beiträge zur Rentenver-
sicherung gezahlt haben (2.8. wenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben haben, um sich der Er-
ziehung ihrer Kinder zu widmen).
Wenn Personen bereits eine Rente
die früher gezahlten Beiträ9e zur
Rente hier nicht anzugeben.

beziehen, sind
Erlangung dieser

Auch wenn frühere Beiträge zurückerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.
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4 /20 Übe rwi e-
gender
Iebens-
unte rhal t

40

Er lä ute r ung

(L) Unterhalt, Ej-nkommen

Auch für Erwerbstäti9e muß die Erwerbstätigkeit
nicht die überwiegende Unterhaltsquelle sein (z'B
Auszubildende beziehen oft ihren Lebensunterhalt
von den EItern).

Rentner, die noch erwerbstäti9 sind, können' je
nach Umfang der Leistungen, überwiegend von ihrer
Erwerbstätigkeit oder ihrer Rente leben'

Für Betriebsrenten aus einer bet r iebl ichen ters-
versor o uno vermer ken Sie in den (wohl seltenen)
Fällen, in denen diese die überwiegende Unter-
haltsquelle darstellen, die Signatur "3"'

Ehefrauen, die z.B. aus einer'liebentätigkeit" ein
geringes zusätzliches Einkommen beziehen' von dem

sie nicht allein leben können, geben hier Unter-
halt durch Ehemann ('4") an.

Regelmäßige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einscht. der Leistungen aus den Versorgungswerken
für bestimmte Frele Berufe sie z.B. Ärzte, Apothe-
ker) sind als Unterhalt aus eigenen: Vermögen ("5")
einzuordnen.
Stipendien sind bei'sonstigen Unterstützungen
(2.8. BAföG, Vorruhestandsgeld)' einzutragen.
Ste1lt das Erziehungsgetd den überwiegenden Le-
bensunterhalt dar, so ist dies ebenfalls den

"sonstigen Unterstützungen" zuzuordnen.
Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befinden, gilt das sog.
Vorruhestandsgeld weCer als Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit noch als Rente. Bezieht e1n Haushalts-
rnitglied seinen überwiegenden Lebensunterhalt aus
dem Vorruhestandsgeld, so ist "7" (Sonstige Unter-
stützungen (2.8, BAföG, Vorruhestandsoeld) ) ej-nzu-
tragen.

A
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Fr ag e- Nr

4,.'.21 4i2
öf fentl iche
Rente, Pension

Er1äuterung

Hier sind aIIe Renten der einzelnen Haushaltsmit-
glieder anzugeben, euch wenn sie davon nicht ihren.
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiEen. Unter-
scheiden Sie nach eigenen Versichertenrenten und

nach Witwen-, Waisenrenten u.ä..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund
seiner gezahlten Beiträge zu einer Versicherung.

Pensionen aus öffentlichen Kassen erhalten nur
Beamte und Personen, die unter Art. 131 Grundge-
setz faIIen. Pensionszahlungen im Rahmen einei be-
trieblichen Altersversorgung werden hier nicht be-
rücksichtigt.

Zahlunqen an Hinterbliebene aus d en Rent,enzweiqen
sind in den SPalten "Witwen Wa i s enre nt en Pe n-
Cfgfren usw." anzuqebetu

Eeachten Sie bitte auch, daß kinder selbst (lialb-)
haisenrenten erhalten und diese Renten nicht. leil
der Rente der Mutter sind.

Zu den "übrigen öffentlichen Renten" 9ehören auch
die Zahlungen der Altershilfe für Landwirte, also
die Landabgaberente und das A1t.ersge1d.

Wenn jemand mehrere Renten nebeneinander erhäIt,
tragen Sie sie in der Reihenfolge nach der Höhe
des nonatlichen Betraqes ein, getrennt nach eige-
ner bzw. Witwen-, Waisenrente. Die Renten der Ge-
setzlichen R6ntenversicherunq (BfA, KRV, LVA) sini
bel Dreifachbezug von V-erslchertenrenten vorrangig
einzutragen
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Fr ag e-Nr

4/25, 26

Private u nd
sonstige Ein-
kommen

Er I äu ter-ung

Wohngeld ('0") kann nur eine Person im Haushalt

bez iehe n.
Spzialhilfe ("1") erhä1t jedes einzelne Haushalts-

rnitgliedl das die AnsPruchsvoraussetzungen er-
fü11E, so daß auch Kinder Bezieher von Sozialhilfe
sein können
Erziehungsgeld ist als "sonstige öffentliche Unter-

stülzung" ("3") einzutragen'

öezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarii-
verträ9en (Alter mindestens 58 Jahre) erhalten
diese Zahlungen vom früheren Arbeitgeber. Daher

ist dieses Einkomnen den nBetriebsrenten" ("4")
zuzuordnen.
Leistungen aus versorgungsuerken für besEimnte
Fieie Berufe wie z.B. Ärzter APotheker sind unter
'Leistungen aus der Lebensversicherung" (Ziffer
"7t') einzutragen.
Private Unterstützungen ("9n) können z.B. auch die
Zahlungen sein, mit denen Eltern ihre auswärts
studierenden Kinder unterstützen, oder Stipendien
sowie AI imentationszahlungen.

Auch kleine Kinder können schon eigene private
Einkommen beziehen, z.B. aus Vermietung oder eige-
nem Vermögen. Diese Einkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzutragen.
Wenn jemand mehrere prlvate Elnkommen bezleht, tra-
gen Sie diese bitte entsPrechend ihrer Höhe ein.
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4127,28
E oe n

Er I äu terung

Tragen Sie bei dieser Frage bitte die Summe aller
E i nkomnen s arEen für iedes Ha ushalt.snritclied - also
auch für Kinder - ein.
Bitte beachten Sie, daß hier das Nettoeinkommen im
Apr I 'l 99 0 angegeben werden soll, also ohne Lohn-
steuer, Kirchensteuer. sozialversicherungsbeieräge
u. ä. Beträge.
Zuschüsse zurn Vermögenswirksamen Sparen sind je-
doch dem Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vor-
schüsse, ggf. der vom Arbeitgeber getragene Anteil
einer Werkstdohnungsmiete u.ä. Beträge.
Auch Sachbezüge (tiaturalbezüge, Deputate) sind
hier anzugeben. ErhäIt ein Haushaltsmitglied von
seinen Arbeitgeber volle VerpfI e9 ung und/oder
Unterkunf t., so sind folgende i'lerte - ggf . zusäEz-
lich zum Lohn - für die Sachbezüge einzusetzen:

Art des Sachbezuges MonatI ich
Freie Kost + hohnu
Heizung und Beleu

VoIIe Kost

n9
ch

einschl.
tung DM 530,--

Dtt 286,20
wohnung mit Heizung und

Be Ieuchtung DIvi 243,80

hird die freie Kost und Wohnung nicht nur dem Ar-
beitnehmer allein, sondern auch seinen Familienan-
gehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachbezüoe
zu erhöhen:

l. Für die Ehefrau um 80 t
2. l'ür jedes Kind bis zun

6. Lebensjahr urn 30 t
3. Für jedes Kind irn Alter

von nehr als 6 Jahren um 40 t
Bitte beachten Sie, daß auch Kinder Einkünfte
haben können. Gedacht ist hierbei an Waisenrentenr
Alimentenzahlungen und Ausbildungsbeihilfen.
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Er läu te r ung

Einkommen in ausländischer Währung sind in Deut'-

sche Ilark umzurechnen.

ein Haushaltsmitglied Einkomnen

angeführten QueIIen, so sind die
träge zu. addieren.

Trennungsentschädigungen, AusIösungen usw' gelten
nicht als Einkommen.

Da SelbsEändigen oft nur der Net't'obetrag des 9e-
sarrten Jahres bekannt ist, muß für diese Prage das

Jahreseinkommen durch 12 geteilt werden'

lür selbständige Landwirte bzw' liithelfende Fami-

Iienangehörige ohne Pflichtversicherung in der
Rencenversicherung brauchen Sie keine Angabe zur

Höhe des Einkorunens zu machen (Signatur '50") '

Die wichtigsten Einkommensquellen sind:
1. Lohn oCer Gehalt
2. Gratifikation (l 3. UonaEsgehalt)
3. Unternehmereinkommen
4. die in den Fragen 4/21 - 26 genannt'en Ein-

kommensarten
5. Arbeitslosengeld,/-hilfe
6. hi ndergeld

Die Beant$rortung dieser Prage ist freiwilli
Bitte beantworten Sie diese Frage auch für Perso-
nen, die nicht mel:r verheiratet (also verwitwet
oder geschieden) sind. Filr ledige Personen lassen
Sie die Frage unbeantwortet'

tia t
der

aus mehreren
einzelnen Be-

4 / 29,,4/ 3

Eheschl ießungs-
jahr



V, "URLAUBS- t.tND LUNGSRE I SEN 1989,/90,,RE

V.1 ERLAEUTERUIIGEN ZUR ERH EBUNG

Zqr besonderen Beach tu ng
Die Erhebung findet nur in den 0,1 t-Auswahlbezirken statt . Das
Statistische Landesamt sagt rhnen, ob rhr Auswahrbezirk dazugehört

ZwEcr oeR BernRcuruc
Der Reiseverkehr stelLt einen gesamtwirtschaftlich und geserl-
schaftsporitisch außerordentlich wichtigen Tatbestand mit st,ei-
gender Bedeutung dar. Rund 1,5 Mirr. Arbeitsprätze hlingen in der
Bundesrepubrik Deutschrand direkt oder indirekt vom Tourismus ab.
Eine laufende Beobachtung von umfang und struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere für Regierung und parläment uner-
1äß1ich. Entsprechendes zahlenmateriar dient dazu, die Notwendig-
keit poritischer Maßnahmen erkennen und ihren Erforg beurteiren
zu können. tlierzu zählen beispiersweise die stafferung der Ferien-
termine, die Lenkung der verkehrsströme, aber auch Maßnahmen zur
verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das I 979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung sorr daher jährlich
durchgeführt werden und insbesondere Angaben über Reiseziele im
rnLand und Ausrand, benutzte verkehrsmitter, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusätzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart Liefern.

Aruteceru EINES ERHEBuNGSBoGENS

Ein Erhebungsbogen ist für ieden Haushalt anzulegen, der in die
0, I t-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch
an Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben. private
Haushalte in Gemeinschaftsunterkünften werden wie normare Haus-
halte behandelt.

U r Iaubs- ; Erhol-unqs- oder Fer ienrei sen im Sinna dieser Befraou no
sind alle Reisen, die fünf aufeinander folgende Taqe (gleichbe-
deutend mit vier aufeinander folgenden übernachtungen) oder mehr
gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschäftlichen
zrdecken unternomrten worden sind. Hierzu zählen auch Kuren und
Verschickungen, verwandten- und Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kindern und auch Aufenthalte in einer Zweitwohnung, wenn die
genannten voraussetzungen erfülrt waren. Nicht zu berücksichtigen
sind dagegen Geschäfts- und Dienstreisln oder lihnliche Reisen,
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die in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit standen oder der

Ausbildung für einen tseruf ciienen sollten' und zwar auch dann

nicht, wenn sie in verbindung mit einer Urlaubs- und Erholungs-
reise durchgeführt wuroen.

Eine Urlaubs- u4q ErhoI unq srei se ist jedor:it nuriann zu erfassen
(positive Beantwortung der Leitfrage), wenn sre im Befragungs-

zeitraurn, d.h. in der zeit vom l. uai des Vori ahres bis 3U ApriI
d ieses Jahres, anq reten wurde Reisen von Personen, die zum

zum Haushalt 9ehören, bleibenzeitpunkt der Bef ragung nicht mehr

dabei unberü cksichtiqt.

Der!.ragebogenzudenUrlaubs-undErhofungsreis€niüurdeindiesem
Jahr überarbeitet und dem Fragebogen für die selbstausfüIler ange-

paßt. Es ist ein Haushaltsbogen, der auf der Vorderseite Fragen an

die einzelnen Personen eines Haushalts richtet' im Innenteil
Fragen enthäIt, oie für jede Reise, die im Haushalt während des

vergangenen Jahres angetreten wurde, zu beantuorten sind'

AIs Oronungsangaben sino der Re§ierungsbezirk, die Auswahloezirks-
Nr.sowieciielfd.Nr.desHaushal.tsimAuswahlbezirkausderver-
teilungsliste zu übernehmen.
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ZU EINZELNEiJ i'iidGrjl\

F'r ag e-l.l r

Lfd. Nr.
der Person
im Haushalt

Reise
198e/90

Er Iäute r ungen

Zu den Fragen ist jeweils nur eine Antwort pro
Spalte zu markieren; Mehrfachmarkierungen sind
ausschließIich bei den ergänzenden Ordnungsan-
gaben in I'rage 09 (Person(en), die in einer
SpaIte aI1ein. antr^rortet oder gemeinsam ant-
$rorten) zulässig.

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen in diesem Bogen mit der in dem Grund-
bogen übereinstimmt.

Anhand der Leitfrage so11, festgestellt !'reroen,
ob HaushaLtsrnitglieder im Berichtszeitraum Ur-
Iaubs- und Erholungsreisen unternommen haben.

tsevor üiese !'rage jedoch gestellt werden kann,
ist darauf hinzuweisen, daß für die Erteilung
dieser Auskünfte keine Verpflichtung besteht.

a) Keine Auskunft
Verzichten aIIe Haushaltsmitglieder auf die },lit-
arbeit an diesem Erhebungsteil der Befragung,
ist das Intervie!ü beendet. Vergessen Sie aber
bitte rricht, die entsprechende Antr^rortkategorie
"Keine 'Auskunft" im Erhebungsbogen unter Frage
02 anzukreuzen und in die Spalte 29 der Vertei-
lungsliste zu übernehmen.

b) Auskunftsbereitschaft
Wird die Bereitschaft zur Mitarbeit von allen
oder zumindest von einigen Haushaltsmitgliedern
erklärt, kann die Leitfrage gestellt werden. Sie
ist für jede auskunftsbereite Person zu beant-
hrorten und zu bejahen, wenn die Person im tse-
richtszeitraum eine (oder mehrere) Urlaubs- und
Erholungsreise(n) angetreten hat.
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!'rage-Nr.

ZahI der
Re i seu

Lfd. Nr,
der Reise

0 5-0 Vorwie-
gendes
Re isez ie1

05/1) Reiseziel
InIand

Er Iäute r ung en

Wird die Leitfrage (Frage 02) vom ganzen haushält
verneint (keine Reise), tragen Sie bitte diese
Verneinung für aLle Personen in den Erhebungs-
bogen und dann auch für den Haushalt in die
Spalte 29 der VerteiLungsliste ein.

Erklären sich Haushaltsmitglieder zur gemein-
schattlichen Beantvrortung nicht bereit, sind ge-
trennte Erhebungsbogen anzulegen.

Haben sich nicht aIIe Haushaltsmitglieder zur
Auskunftserteilung bereit erklärt, so vermerken
Sie dies bitte in der verteilungsliste (Spatte
"tsemerkungen"), damit das Statistische Landesamt
diese Personen - mit der Bitte um Teilnahme -
anschreiben kann.

Wurde eine Urlaubs- und Erholungsreise ange-
treten, so ist für iede Person bei Frage 03.ein-
zutragen, wie viele Reisen im Berichtszeitraum
angetreten wurden.

Im folgenden ist für jede Reise, die eine Person
aIIein gemacht hat oder mehrere Personen im
Haushalt gemeinsam gemacht haben, jeweils eine
SpaIte auszufüIlen

Führte eine Reise in rnehrere Länder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete im Inland), so ist
das Land (bzv'r. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in
dem die längste Zeit verbracht wurde.

Wird zu Frage 05 ein Bundesland als Zielland
angegeben (Schlüsselziffern 1 - 11), dann ist
bei Frage 06 auch das betreffende Reisegebiet
im Inland zu kennzeichnen. Führte eine Reise
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I'rage-Nr.

Reiseziel

Teilnehmer-
zahl

Er Iäute r ungen

innerhalb oer Bundesrepublik Deutschland in ein
Reisegebiet, das in Frage 06 nicht namentlich
aufgeführt ist, so ist die Antr^rortkategorie
"Übrige Reisegäbiete" zu wählen.

Zur besseren Orientierung ist dem Befragten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu berück-
sichtigenden Reisegebiete abgegrenzt sind.

Wenn in Frage U6 dagegen als Reiseziel ttDDR,

BerIin (Ost)" angegeben wird (Schlüsselziffer
l2), wiro die Erhebung mit Frage 08 fortgesetzt.

Bei ausl-ändischen Reisezielen ist die Signier-
ziffer des jeweiligen Ziellandes einzutragen.

Je lfd. Nr. der Reise ist anzugeben, wie viele
Personen, die in der Berichtsrrroche noch zum
Haushalt gehören, an der im Befragungszeitraum
durchgeführten Reise beteiligt lraren. Die TeiI-
nehmerzahl muß mindestens ebenso groß sein wie
die Zahl der Personen, für die in dieser Spalte
Angaben gemacht werden (gleich der zahl der
markierten Personen in Frage 09). Vterden bei-
spielsweise für eine von drei Haushaltsmit-
gliedern gemeinsam unternommene Reise (mit der-
selben Ifd. Nr. der Reise) zwei Erhebungsbogen
ausgefüL1t, so ist jeweils die Frage 08 mit
"drei" zu beantworten, während die ergänzenden
Ordnungsangaben (Ifd. Nrn. der gemeinsam ant-
lvortenden Personen) in Frage 09 nur für eine bzw.
zwei Haushaltsmitglieder einzutragen sind.
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Frage-Nr.

ve rkehr s-
mittel

Re i se-
antr itt
( Monat )

Re i se-
an-
E. Lt.t-/

Er 1äute r ungen

Markieren Sie oie Person bzw. die Personen' die
aIIein antrdortet bzw. gemeinsam antworten, mit
der lfd. Nr. der Person(en) aus dem Grundbogen.
Die zahl der Personen, für die diese ergänzenden
Ordnungsangaben zu markieren sind, kann kleiner
dein als die ZahI der gereisten Haushaltsmit-
glieder (Frage 08), wenn nicht aIIe Personen
eines Haushalts gemeinsam antworten.

Bei der Frage nach dern überwiegend benutzten Ver-
kehrsmittel ist grundsätzlich nur das verkehrsmit-
tel anzugeben, <ias überwiegend für die Hintahrt
zum Reiseziel (Land, Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder Ausland) benutzt worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener Verkehrsmittel
ist also nur das Verkehrsmittel anzugeben, das
für die Iängste Strecke auf der Hinfahrt zum

Reiseziel-in Anspruch genommen worden ist. Bei
Kreuzfahrten ist - unabhängig von der Anfahrt -
grundsätzlich "sonstiges" zLl markieren.

Markieren Sie bitte den Monat, in dem die Reise
angetrete! wurde. Zu beachten ist, daß es hier
nicht auf den monat ankommt, in dem die Reise
überwiegend durchgeführt wurde. Ist beispiels-
weise eine Reise Ende April l989.angetreten urld

erst Mitte Xai 19E9 beendet worden, so ist dennoch
keine llarkierung vorzunehmen (keine Reise' im
Sinne der Befragung, da der Reieeantritt noch
vor dem erfaßten zeitraum Iiegt).

Die Fragen 12 und 13 sind nur zu stelJ.en, wenn

der Reiseantritt in die Kalendermonate Juni bis
September 1989 (Frage 11) fiel; sie zielt darauf
ab, möglichst genau festzustellen, in welchem

09 Person(en),
die allein
antwortet
oder gemein-
san antwor-
ten

I'lochen-



51

Frage-Nr.

ab-
schn irtl
iloche

I Se-
dauer

Er Iäute rung en

Umfang von oem gestaffelten Ferienbeginn Ge_
brauch gemacht wurde. Die möglichst genaue Be-
autwortung ist in den Fäl-Ien von besonderer
wichtigkeit, in denen als überwiegend benutztes
Verkehrsmittel (Frage 10) der ,,pkw,' angegeben
wird.

Die Befragten können sich vermutlich am ehesten
oaran erinnern, ob die Reise in der ersten
(tarochenanfang) oder zweiten WochenhäIfte
(Wochenenoe) angetreten wurde. Entsprechend ist
die Markierung in Frage 12 vorzunehmen,

Im Anschluß daran ist die Frage 13 zu stellen,
ob oer Reiseantritt in die Kalenderwoche des
Schulferienbeginns fiel_. Eine Antwort wird in
der llegel rnöglich sein, wenn an der Reise schul-
pfJ-ichtige Kindör beteil_igt waren. AIs weitere
(lrientierungshilfe ist den Befragten die aus-
zugsweise Kalenderübersicht (mit der Sommerfe-
rienregelung 1989) vorzulegen. Die Beantwortung
dieser Frage kann zur überprütung der Frage I 1

herangezogen werden (so kann beispielsweise der
Reiseantritt nicht in die Kalenderwoche des
schulferienbeginns gefallen sein, wenn es sich
bei dem angegebenen Kalendermonat des Reisean-
tritts bereits um den zweiten !-erienmonat ge-
handelt hat).

Die Fragen 14 - "16 nach oer Dauer und Art der
Reise sowie der Unterkunftsart sind nur für In-
Ianosreisen zu stellen.

Markieren Sie bitte die Gesamtdauer der Reise
nach den vorgegebenen, in Tagen gemessenen Zeit-
spannen.

164
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VI, FG-ARFETTSKRAEFTESTICHPROEE i99I]
VI.1 EUTERUNGEN ZUR ERH EBU NG

Zur besonderen Be achtu ng

Die Erhebung findet nur in den 0, 4 t-Auswahlbezirken statt. Das Sta-

tistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört

hlAS IST D IE EG-ARBEITSKRAEFTESTICHPROBE?

Die Europäischen Gemeinschaften (EG) führen in ihren MitgIiedsIändern
eine gemeinsame Arbeitskräftestichprobe. durch. ltit dieser Haushalts-
befragungsolleninsbesonderewichtigeErgebnisseüberdieErg'erbs-
tätigkeit,ArbeitslosigkeitundBevö}kerungsstrukturinderEGermit.
telt r,rerden. Die EG-Arbeitskräftestichirrobe, die erstmals 1960 und

seitdem schon wiederholt in den Mitgliedsstaaten der EG durchgeführt
wurde,hatsichalsamtlicheRepräsentativstatistikbewährt.

InderBundesrepublikDeutschlandsindindieEG-Arbeitskräftestich-
probeloo0ooHaushalte,was0,4tderBevölkerungentspricht,einzu
bez iehen.

Die von der EG benötigten Daten sind zum Teil nit den im Mikrozensus

erhobenen identisch und werden deshalb nicht mehr gesondert erfragt'
Darüber hinausgehende Fragen der EG-Erhebung sind auf dem Er9änzungs-

bogen enthalten.

hIELCHEN Z}{ECKEN DIENT DIE EG-ARBEITSKRAEFTESTICHPROBE?

Die zunehmenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen
steigenden Datenbedarf internationaler Institutionen ' Die EG benö-
tigtDatenzudenobengenanntenBereichenfürUntersuchungender
wirtschaftlichen und sozialen situation in den Mitglieclsländern, clie

die Voraussetzung für arbeitsnarkt- und regionalpolitische l'laßnahmen

bi lden.
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Für solche }laßnahmen - vor allem die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionarfonds oder dem soziaLfonds der EG - müssen gerechterweise ver-
greichbare Daten für arre Länder zugrunde gelegt werden. solche ver-
greichbaren Daten liefert die gemeinsame Arbeitskräftestichprobe.

Die verknüpfung dieser EG-Erhebung mit dem ttikrozensus - statt zweier
getrennter Erhebungeh - ist zeitsparend und kostengünstig.

AUF I{ELCHEN RECHTSGRUNDLAGEN BERUHT DIE ERHEBUNG?

Die Rechtsgr.qndrage für die Ec-Arbeitskräftestichprobe ist die Ver-
ordnung (E!{c) Nr. 3044/89 des Rates vom 6. oktober 1999 ztr Durch-
führung einer stichprobenerhebunq über Arbeitskräfte im Frühjahr1990
und 1991 in Verblndung mit dem.Gesetz über die statistik für Bund.es-
zwecke (Bundesstatistikgesetz) und dem Mikrozensusgesetz (siehe Vrf.
Rechtsgrundlagen).

Die Mitglieder der ausgewählten Haushalte sind gemäB Artikel 2 der
EG-Ve'rordnung in Verbindung mit § t4 Mikrozensusgesetz zur Beantwor-
tung der angeordneten EG-Fragen verpflichtet.

§ l4 des Mikrozensusgesetzes bestimmt, daß die für den I{ikrozensus
geltenden Regelungen entsprechend auf die Ec-Arbeitskräftestichprobe
anzuwenden sind. Dies 9ilt nicht nur für die Auskunftspflicht, son-
dern auch für die verfahrensrechtlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etwa zur schriftlichen Ausfüllung. Damit ist sichergestellt, daß den
Belangen des Datenschutzes in.der EG-Erhebung in gleichem Maße Rech-
nung getragen wird wie im Mikrozensus. Für Ihre Aufgabe bedeutet das,
daß Sie die EG-Erhebung genauso wie den Mikrozensus durchführen.

ANLEGEN EINES ERGAENZUNGSBOGENS

Für jeden Haushalt der 0,4 t-Auswahlbezirke ist mindestens ein Ergän-
zungsbogen anzulegen.

AIs Ordnungsangaben sind der Ilegierr.rngsbezirk, die Auswahlbezirks-
Nr. sowie die Ifd. Nr. des Haushalts im Auswahlh:ezirk aus der Ver-
teilungsliste zu übernehmen.
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VI.2 ERLAUTERUNGEN ZU DEN.EINZELNEN FRAGEN

Frage-Nr.

Lfd. Nr. der
Person im
Haushalt

S ituat i on
vor Beginn
der Ar-
be i ts uche

Frühere
Erwerbs-
tätigkeit

/18 - 6/20
Aus- und Fort-
bi Id ung

Er Iä ute r ung

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen mit der im Grundbogen übereinstimmt-

l.önnen Sie bitte den genauen Beruf, den die Perso-
iren z.Z. ausüben, nicht den früher einmal erlern-
ten.
Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter ) r

Postschaffner (nicht Beamter), Fliesenleger (nicht
Facharbeiter ) .

Zivildienstleistende geben die augenblicklich aus-
qeübte Tätigkeit an.

Diese Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitslosen Personen. also denjenigen, die Frage
2/27. 2/28 oder 2/29 mit "Ja" beantwortet haben,
zu beantlvorten.
Die Definition'erwerbs- bzw. berufstätig" ist die
gleiche wie die zu Frage 2/24 erläuterte.

Personen in Vollzeitausbildung oder -fortbildung
(vor Beginn der Arbeitsuche) sind als SchüIer oder
Studenten einzutragen, auch wenn sie nebenbei eine
qeringfü9i9e Tätigkeit ausgeübt haben.

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten aIs erwerbs- bzw. berufstätig.

Diese Frage richtet sich nur an weder erwerbstäti-
ge noch arbeitsuchende Personen, d.h. an diejeni-
gen im Alter von 15 bis unter 55 Jahren, die die
Fragen 2/24 bis 2/29 nit "Nein" beantvrortet haben.

Diese Fragen sind nur an Personen im Alter von
15 bis unter 50 Jahren zu richten.

Beruf

Es sind sowohl Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu

@



5s

Frage-Nr ErIäuterunq

rausbi Idung ,
sonstige beruf-
liche Ausbildung

ck der
Ausb i 1d ung

erfassen, die noch andauern, aIs auch solche, die
in den letzten vier Wochen besucht oder abge-
schlossen wurden.

AIs sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulunq
ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer
berufsbildenden Schule einzutragen.

Als erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbildender SchuIen, soweit noch keine
andere berufliche Ausbildung erworben wurde.

Mit der Erhebung von Daten über die Situation im
Vorjahr können inzwischen eingetretene Verände-
rungen eindeutig als tatsächliche Veränderungen
der Situation der Befragten festgestellt werden.
Daten dieser Art benötigt die EG für verqleiche
der Entwicklung in den einzelnen Ländern, insbe-
sondere im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die
ggf. zu ergreifenden Maßnahmen.

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der
Wohnsitz Ende April 1989 nicht mit dem gegenwär-
tigen Wohnsitz übereinstimmt, also Frage 6/21 nit
"Nein" beantwortet wurde.

Vgi-. die Er1äuterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste (2/24 - 2/29,
3/b, 3/18).

6/21 - 6/d
Situation ein
Jahr vor der
Erheb ung

/22 6 /27
Wohn ungswechsel

6/28 - 6/d
Beteiligung am

Erwerbsleben,
Erh,e rbstät igke i t
Ende April 1989
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Frage-Nr Er1äuterung

/3 Höchster Aus-
bildungsab-
schluß

Diese Frage ste11t eine Kombination der im Mikro-
zensus zweijährlich erfragten Merkmale "allgemeiner
Schulabschluß" und "beruflicher Ausbildungsabschluß"
dar.

Geben Sie hier bitte nur den höchsten Abschluß an;
also die zutreffende höchste ZLffet-

Um Ihnen die Zuordnung der verschiedenen Abschlüsse
zu den einzelnen Antwortkategorien zu erleichtern,
ist auf der Rückseite des Ergänzungsbogens eine Uber-
sicht abgedruckt, die die möglichen Kombinationen
schulischer und berufl-icher Ausbildungsabschlüsse
darstel It .

Liegt kein berufliqher Ausbildun.gsabschluß vor, so

ist nach dem erreichten allgemeinen Schulabschluß
zu unterscheiden:

- ohne SchulabschluB "1"

- mit Volks-, (Haupt-), Realschulabschluß "2"

- mit Fachhochschul-, allgemeiner oder fachgebundener
Hochschulreife "3"

Liegt ein beruflicher Ausbildungsabschluß vor, so ist
der erreichte Abschluß den Kategor bis "6" zu-
zuordnen:

Bei Abschluß einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2

Jahren tragen sie bitte Abschluß einer Lehr-/AnIern-
ausbildung oder eines beruflichen Praktikums ("3")
ein. Als berufliches Praktikum gilt eine mindestens
sechsmonatige praktische Ausbildung, die meist vor
oder während der theoretischen Ausbildung an einer
Fachoberschule, Fachschule, Fachhochschule oder Hoch-
schule außerhalb dieser Schule absolviert wird, z-B.
Technisches Praktikum. Gleichwertiger Berufsfachschul-
abschluß ist das Abgangszeugnis einer Berufsfachschule
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Frage-Nr. Er1äuterung

für Berufe, für die nur eine Berufsfachschulausbildung
möglich ist, z.B. Höhere Handelsschule.

Das Studium an Fachhochschulen ("5") führt zur Gra-
duierung. cleichwertig ist hier die Berufsakademie an-
zusehen, auch die früheren Ausbildungsgänge an Höhe-
ren Fachschulen für Sozialwesen, Sozlalpädagogik,
Wirtschaft usbr. und an Po-l-ytechnl-ken sowie dle frühe-
ren Ingenieurschulen.

Ilochschulabschluß ("5") beinhaltet auch das Studium
an Gesamthochschulen, Fernuniversitäten,'technischen
Hochschulen und pädagogischen sowie theologischen
und Kunsthochschulen. Hat der Befragte darüber hin-
aus noch eine Promotion erlanqt, so ist "6" einzu-
tragen.
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VI I RECHTSGRUNDLAGEN

vrt .1 Gesetz
zurDurchf üI-rungeinerBepräsentativstatistik
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt

(Mikrozensusgesetz)

Vom 10. Juni 1985

(ncnr. r s. 9ti r)

Oer Bundeslag hat mit Zustirnmung des Bund€srates
das lolgende Gesetz beschlossen:

§1
Art und Zweck der Ehobung

(1 ) Über die B€völkerung und Cen Arbeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 199O eine Bundesslatistik au,
Iepräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgef ührt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es. statistische Anga-
ben in tieler ,achlicher Gliederung über die Bevölke-
rungsstruktur, di€ wi(schattliche und soziale Lage der
86völkerung und der Familien, den Arbeilsmarkt, die
berulliche Gliederung und Ausbildung dör E werbsbe-
völkerung sowie die Wohnveöältnisse bereitzustellen.
Die Ergebnisso sind Grundlage lür politische Entschei-
dungen in Bund und Ländern.

§2
Erhebungseinheiteo

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durih mathemalische
aJlallsverlahren au, der Grundlage von Flächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wählt.

(2) tn den Auswahlbezjrken werde{r die E hebungen in
bis zu vier auleinander{olgenden Jahren durchgelührt.
Jährlich wird mindeslens ein Viert'elder Auswahlbezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahl-
bezirto ersetzt.

(3) Enen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschatlen. Wer allein wirlschallet,
bildet einen eigenen Haushall. Personen mit mohr€ren
Wohnungen sind in ieder ausgewähllen Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Markmalc

(1 ) Oer Mikrorensus erhebt Merkmale über persönli-
che und sachliche Verhällnisse. die zur stalistischen
Verwendung bestimml sind (E,hebungsmerkmale) oder
die, voröehaltlich der Regelung in § 11 Abs. 4. det
Durchf ührung der Stichprobe dienen (Hillsmerkmale).

(2) Oie Erhebungsmerkmale durfen aul die tür die
maschinelle Weiteruerarbeitung bestimmten Oatenträ-
ger übernommen w€rden. Hiltsmerkmale dürten nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen aul gesondert6
tür die maschinelle Weitewerarteitung begtimmte
Oatenträger übernommen werden, soweit sie nach § t 1

Abs.4 oder § '13 Abs.5 vemendel werden düden.

§4
Ordnungsnummern

Oie im E hebungsver{ahren zur Kennzeichnung stali-
slischer Zusammenhänge yerwendeten Nummern
(Ordnungsnummem) dürfen au, die lür die maschinelle
Weilelerarbeitung bestimmten Oalenträger übemom-
men werden. Oiese Nummem düden nur Angaben nech
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
hallszugehörigkeit enthalten.

§s
Erhcbungsmerkmalc

(1) Folgende Eriebungsm€.tmale werden jährtich
errragt
L Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-

nung. Haugt- oder Nebenwohnung (§ I 2 Melde-
. rechtsrahmengeseiz); Zahl der Haushalta ln Cer

Wohnung und der Personen im Haushalt Wohnungs-
und Haushallszugehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehörigkeit der Person ru einet
besllmmlen WohnunE und einem bestimmlen Haus-
halt Zug{thörigkeit zu einer bestimmten Familie: Arl
der Vomandlschaft; Schwägerschaft der Familien.
mitglieder eines Haushalts); Veränderung det Haus-
haltsgröBe und -zusammensetzung seit der l€lzten
Belragung durch Geburl, Tod oder Umzug: Bauellers-
grupp€ der erstmals in die &hebung einbezogenen
Wohnung€n; Geschl6cht Geburlsiahr und -rnonat:
Familienstand: Eieschließungsiah[ Staatsangetiö-
rigkeit

2. Erweöslätigkeit. Aöeitssuche; Aöeitslosigkeil:
Nichtarweö3tätigkeib Kinü im Vorschulallei Schü-
le., Studenl;
a) lür Enreöstälige:

Regelmäßige cder gelegentlich€ Täiigkeil: Voll-
zeil- oder Teilreittäligkeil Ursachen einschli€ß-
lich der aöoitsmarktb€zogBn€n Gnjnde ftir Teil-
zeittäligkeii belrisleler oder unb€lrislete,
Aöeilsvertrag; nomalerueis€ gelerstele

. wochenlliche Arbeitszeit (nach Slunden und
Tagen) und latsächlich in der Berichtswochs
geleistete Arbeilszeil (nach Stunden und Tagen)
sowle arbeitsmarklbero!ene Gründe und andere
Ursachen lür den Unterschied: Slellung im Berut
Wirtschaftszryeig des Betdebes: lur Personen mit
einer arueilen E werbstätigkeit zusätzlich: Stel-
lung im gerut: Wirlschallszweig de3 Betriebes:
normalerueise gel€islela wöchenlliche Arb6ils-
teil (nach Stunden un<l Tagen) und talsächlich in
der B€richtswoch€ gel€islote Arbeitszeil (n8ch
Stunden und Tagen):
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b) tür Arbeitslose und Aöeitsuchende:
Bezug von Aöeitslosengeld. -hitte: Art, Anlaß und
Dauer der Arbeilssuchel Arl und Umlang der
gesuchten Tätigkeit: Verlügbarkeit lür eine neue
Arbertsstelle: Gründe lür die Nichtverlügbarkeit
(Krankheit, Ausbrldung, beslehende Tätigkeit und
andere Umslände);

c) lür Nichteeerbstätige:
. lrühereEmerbstätigkeit:Zeitpunktsowiearbeits-

marklbezogene und andere Beendigungsgründe
für die letAe Täligkert; Wirtschatlszweig und Stel-
lung im 8erul der letzten Tätigkett;

d) für Kinder im Vorschulalter
Eesuch von Kindergärleni

e) lür Schüler und Studenten:
Arl der besuchten Schule oder Hochschule;

3. Arl des übeNiegenden Lebensunterhalts (Erwerbs-
tätigkeih Aöeitslosengeld, -hille; Rente. Pension;
Unterhalt durch Btern, Ehegatten oCer andere: eige-
nes Vermö9en, Vermietung, Znsen. Altenteil: Sozial'
hilfe; sonstige Unterstützungen): Art der öflentlichen
Renten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
Witwen-, Waisenrente, -pension (Arbeiterrentenver-
sicherung: Knappschattlich6 Rentenversicherung;
Angestelltenrentenversicherung: Pension; Kriegs-
oplenente: Unrallversicherung; Rente aus Cem Aus'
land: übrige ötlentlicha Rente)i Art der sonstigen
öttentlichen und privaten Enkommen (wohngeld;
Sozialhille: BAföG; soostige Öt{enlliche Unterstüt'
zung: Betriebsrente: Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen: Leistungen aus der Lebensversicherungi
Vermietung, Verpachtung; private Unterstützungen) ;

Höhe des monatlichen Nelto€inkommens nach En-
kommensklassen in einer Stallelung von inindestens
'l50Oeulsche Mark;

rl. Zugehörigkeit !ut gesetzlichen Krankenversiche-
rüng nach Kassenarten, Zugehörigkeil zur privaten
Krankenversicherung sowi€ sonstiger Anspruch aut
Krankenversorgung: Art des Versicherungsveöält-
ni3ses: :usätzlichor grivater Ktankenveisicherungs-
schute Art des versicherungsverhältnisses (pllicht-,
freiwillig versicherl) und Zweig der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
l€lzlen zwölt Monaten davor; Zahlung von Beiträgen
in der gesetzlichen Rentonversicherung seit dem
1. Januar 1924

miteinem Auswahlsatz von I vom Hundert der BevÖlke-
rung;

5. Anzahl der Udaubs- und Eittolungsreisen von lün,
und mahr Tagen: Zehl der beteiliglen Haushaltsmit-
gliede[ Beginn und benutzles verkehrsmitlEl; bei' Auslandsreisen au8erdem: Zelland; bei lnlandsrei-
sen außerdem: Arl: Zel: Dauer und Unterkuntlsarl

mil einem Auswahlsal2 von 0,1 vom Hundert der Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab I 985 im
Abstand von zwel Jahren erltagL
t. ausgeübtst Berul ln d€a arslan und aroiten odet in

de, lstzten Erworbstätigkeit M€rkmale des ausgeüb-
ten Beruls und do3 AöeitsplaEes unter besonderer

Berücksichtigung der Anlorderungen des Arbeits-
marktes; Stellung im Betrieb: Berufs- und Belriebs'
w6chseli

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen; Art, Oauer und Abschluo der schulischen
uod praktischen Berulsausbildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung: Hochschulab-
schluB nach Art und Hauptfachrichtung:

3. bei Ausländern: Aulenthaltsdauer, Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder gtern:

4. Arl und Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung als Eigentümer, Hauptmieter oder
UntermieteI Eigentumswohnung, Freizeitwohnung;
Einzugslahr däs Haushalts: Autstaltung der Woh-
nung mit Küchä, Kochnrsche. Bad oder ousche und
WC; Art der Beheizung und der Heizenergie; Fläche
der gesamten wohnung; Zahl der Räume mit sechs
und, mehr qm und der davon unterve.mieteten oder
gewerblich genutzten Bäume; Baualtersgruppe;

, Leerslelien der Wohnung;
bei vermieteten Wohnungen außerdem:
Höhe der monatlichen Miete und der Nebenkosten:
ErmäBigung oder Wegtall der Miete: Nutzung als
Oienst-, Werks-, Beruts- oder Geschäftsmietwoh-
nung;
bei Nutzung der Wohnung durch den EigentÜmer
laußeIdem:
Art und Jahr des E weös

mlt einem Auswahlsatz von I vom Hundert der Bevölke-
run9.

(3) Folgenda &hebungsmerkmale werden im Ab'
st.nd von drei Jahren erlragt:
1. bei &werbstätigen sowi6 Schülem und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätte:
hauplsächllch benulztes Verkehrsmittel; Endernung
und Zeitautwand für den Weg zur Aöeits- oder Aus-
bildurigsstätte

ab 1 985 mit einem Auswahlsatz von 1 vom Hundert der
B€völkerung;

2. Oauer einer Krankheit oder Untallverlelzung: Art des
Unlalls; Art und Oauer der Eehandlung; Oauer einer
Aöeitsuntähisk€it; Vorsorge gegen Krankheiten:
Krankheitsrisiken;

3.a;tlich anerkannte Behinderteneigenschaft und
Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von 0,5 vom Hundert
der Bevölkerung;

4. Arl der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,
Höhe det Lebensversicherung nach Versicherun9s-
summenklassen

ab '1986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung.

§6
Hillsmerkmale

(1 ) Hiltsmerkmale sind:

,. Vot- und Famlliennamen der Haushaltsmitgliede(

2. Telelonnummoc
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3. Slraße, Hausnummer, Lage der Wohnung im
Gebäude:

4. Vor- und Familienname des Wohnungsinhabeis:
5. Name der Arbeitsstätle.

(2) Oas Hilfsmerkmal Nama der Arbeilssläfie nach
Absatz 1 Nr. 5 darl nur zur Überprufung der Zuordnung
der Erwerbstätigen zum Wirlschaftszweig venaendet
werden.

§7
Erhebungsslellcn

Erhebungsstellen ,ür den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lnteryiewer

(t) Für die E hebung sollen lnterviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Die lnterviewer dürren die aus der lnteNiewertätig-
keit gewonnenen Erkenßtnisse über Auskunftspflich-
tige nicht in anderen Vedahren oder für andere Zwäcke
verwenden. Sie sind au, dis Wahrung des Statistikge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
E kenntnisse überAuskunttspflichtige schritilich zu ver-
pflichten, die gelegentlich der tnterviewertätigkeit
gewonnen werden. Oie Verpflichtung gilt auch nach
Beendigung der lnteryiewertätigkeiL

§s
AuskunftsPllicht

(1 ) Auskunttspllichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4. Abs. 2

Nr. 1 bis 3 und Abs.3 Nr. '1.3 und 4 sowre nach § 6
Abs. 1 Nr. I , 3 und 5 alle Volliehrigen oder einen eise-
nen Haushalt lührenden Minderjährigen, auch tür
minderjährige Haushaltsmitglieder Für volliährige
Haushaltsmitglieder, die wegen einet Behinderung
selbst nicht Auskunft geben können. ist jedes ancere
auskunttspflichtige Häushallsmitglied auskunns-
pllichtig. ln Gemeinschatts- und Anstaltsunterkünl-
ten ist lür Personen, die wegen einer Eehinderung
oder wegen.Minderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der Enrichtung auskuntts-
pflichtig. Oie Auskunftspflicht für Oritte erstreckt sich
aul die Sachverhalte, die deri Auskunttsollichtigen
bekannt sind. Sie enttällt, wenn die Auskünlle durch
eine Verlrauensperson erleilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskuntlspllichtigen.

(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind lür jede
ausgewählte Wohnung auskunftspflichtig nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2-

(3) Widersgruch und Antechlungsklage gegen crie
Autlorderung zur Auskuntlserteilung nach Absätzen I
und 2 haben keine aulgchiebende Wirkung.

(4) Oie Ausküntte über das Merkmal Eheschtießungs-
jahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach § 5
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 3Nr. 2 und § 6Abs. 1 Nr, 2 sindlrei-
willig.

. §10
Erhebungsvordruckr

(1 ) Oie E hebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dürten keine Fragen über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse enthallen, die über
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Oen
lnhalt der Fragan zu den ühebungsmertmalen nach § 5
legt die Bundesregierung durch Bechtsverordnung mit
Zustimmung de3 Bundesrales lest.

(2) Oi€ in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich g6genüb6r dem lnterviewer oder
schrittlich beantwortel werden.

(3) Oer Auskuntlspflichtige kann die in <ten Erhe-
bungsvordrucken enthallenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem oder lür sich'allein aul
einem eigenen Bogen beantworlen.

(4) Bei schriftlicher Auskunftserteitung sind die aus-
9elüllten Eöebungsvordrucke
a) unverzüglich dem lnterviawer auszuhändigen oder in

verschlossenem Umschlag zu übergeben oder
b) innerhalb einer Woche bei der &hebungsstelle abzu-

geb€n oder dorlhin aul Koslen des Auskunttspllich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem UmschlaO sind Vor- und
Familienname. Gemeinde, Straß€ und Hausnummer aul
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgab€ von Erhebungs-
yordrucken lür mshrere Personen eines Haushalts ln

(3) Oie lnteruiewer müssen die Gewähr lür Zuverläs-
sigkeit und V€rschwiegenheil bieten. Sie dürten nicht
eingeselzt werden

1. in der unmitlelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar-
schatl),

2. wenn aufgrund ihrer berullichen Tätigkeit oder aus
anderen Gründen zu besorgen ist, da0 Erkenntnisse
aus der lnlerview6rlätigkeit zu lesten der Auskunlls-
pfl ichtigen genutzl werden.

(4) Oi6 lnteryiewer sind verpllichtet, die Anweisungen
der E hebungsstellen zu betclgen. Bei der Ausübung
ihrerlnterviewertätlgkoit haben sich die lnterviewer aus-
zuw€isen: Wohnungen dürfen sio nur mit Zustimmung
eines Verrügungsberechligton 5€tretBn.

(5) Die lnteruiewer sind berechtigt, in die Erhebungs-
vordrucke, sow6it sie Voraussetzung lür die ordnungs-
gemäß6 0urchführun9 der tnterviewertätigkeit sind, di6
Angaben über die Zahl der Haushalte in der Wohnung
und dar Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Famitiennamen des angetrot e-
nen Auskunttspflichtigen (s 5 Abs. t Nr. l) sowie dis
Hillsmerkmalo nach § 6 Abs. t Nr. 3 selbsl einzutragen.
Oies gilt auch ,ür weitere Entragungen in die Eöe.
bungsvordruck€, wenn und soweit di6 Auskunltspflich-
tigen einverstanden sind.

(8) Die lnlerviewer sind über ihre Fechte und pltichten
zu belehren.
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verschlossenem Umschlag genügen aul dem Umschlag
die Angaben eines auskuntlspllichtigen Haushaltsmit.
gliedes.

(5) Zur ordnunqsgemäßen Ourchlührung der lnter-
viewerlätigkeit srnd die Angaben nach § B Abs. 5 Satz 1

auf Verlangen des lnlerviewers mündlich, die Vor- und
Familiennamen der ribrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. I Nr. t) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr. 4) mündlich oder enF
sprechend Absatz 4 schnhlich mitzuteilen.

. § ll
' Trennung und Löschung

(l) Oie Hilfsmerkmal€ nach § 6 sind vor der Über-
nahme der E hebungsmerkmale au{ die lür die maschi-
nelle Weiteryeraöeitung bestlmmten 0atenträger von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) 0ie Erhebungsvordrucke einschließlich der Hills-
merkmale sind spätestens vier Jahre nach Ourchfüh-
rung des jährlichen Mikrozensus zu vemichten.

(3i Die Ordnungsnummern sind mit Ausnahme Cer
Nummer des Auswahlbezirkes zu löschen, sobald die
Zusammenhängo zwischsn Personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummem, die
einen Rückgnfl aul die Hilfsmerkmaie und Ordnungs-
nummern ausschließen, lestgehalten worden sind. 0ie
Nummer des Auswahlbezirks ist nach AbschluO der Aul-
bereitung der letzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
löschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnumme, der befragten Personen dürren für die
Ourchlührung von Folgebelragungen nach § 2 Abs. 2
veruendet werden. Sie durien auch als Grundlage tür
die Gewinnung geeigneter Haushalte zur Ourchtührung
der Statistik der Wirlschattsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ 12

Unterrlchlung

Oie Auskunnspflichfigen sind schrilllich zu unterrich-
ten 0ber

t. Zweck, Arl und Umlang der Erhebung (§ 1),

2. E hebungs- und Hilfsmerfimale (§ 3 Abs. 1).

3. die statistisch6 Geheimhaltung,

4. die Auskunftsptlicht und Cis verschiedenen Möglich-
keiten, ihr zu entsprechen (§ I Abs. 1 und 2, § 10)
und dio Fr€iwilligkeit der Auskunnserleilung (§ I
Abs. rt),

5. den AusschluB der aulschiebenden Wirkung von
widerspruch und Antechtungsklage gegen die Aul-
lorderung zur Auskunttserleilung (§ 9 Abs. 3),

6. Trennung und Löschung (§ 1 t) und

7. Flechte und Pflichten der lnteruiewer (§§ 6, 10
Abs. 5).

§ 13
Teslerhebungen mit troiwilll0or Auskunltscrleilung

( t ) Zur Prülung, ob in küntligen Mikrozensuserhebun-
gen ganz oder leilweise aul die Auskunltspllichl ver-

zichtet werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
r985 bis t987 Testerhebungen mit freiwilliger Aus'
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevolkerung durchgelührt.

(2) Oen Teslerhebungen sind allernative Verfahren
zugrunde zu legen. Hierbei dürfen über die Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erlaßt werden, die der Ourchführung der
Testerhebungen einschließlich ihrer methodischen
Aus*ertung dienen.

(3) Bei der Festlegung der alternativen Verfahren
nach Absatz 2 und der nethodischen Auswertung der
Testeöebungen wirkt ein wissenschaftlicher Beirat mit'
Der Beirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrern aut dem Gebiet der Statistik und zwei Verlreterf,
der Sozialtorschung. Oer Beiral wird vo.n Bundesmini-
sler des lnnem auf Vorschlag des Vorstandes der Oeut'
schen Statistischen Gesellschatl berufen. Die Tätigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Durchlührung der Testerhebungen ein-
schließlich ihrer methodischen Auswerl.ungen übemil'
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen aul Ver-
langen die Oaten der Enwohner, die in den au, d"r
Grundlage der Zulallsverlahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:

1. Vor- und Familienname,

2. Tag der Geburt,

3, Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstand.

(5) Oie Merkmale nach den Absätzen 1, 2 und 4 sowie
dis bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung statisti-
schei Zusammenhängs verwendoten Nummern (Ord'
nungsnummem) dürlen mit Ausnahme dar Oaten nach
Absätz e Nr. I und Hilfsmerkmale nach § 6 aul die für die
maschinelle Weiterveraöeitung bestlmmten Oatenträ'
g9r übemommen werden. oie ordnungsnummern ein-
schlieBlich der Nummer des Auswahlbezirks und die
Merkmale nach Absatz 2 Sat2 2 sind, soweit sie einen
Rückgrifl ad die Hillsmerkmale ormöglichen, späte-
stens am 3'1. Dezember 1990 zu löschen.

(6) Oie Dalen nach Absatz 4 Nr. t und Hilfsmerkmale
natn 5 e 

"ind 
ge"ondert auhubewahren. Oie Oaten uhd

HillsmLrkmale sowie die Eöebungsvordrucke sind spä'
testens zwel Jahre nach Aufbereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu untefüchten ist über Zweck. M und Umlang
der Teslerhebung, di€ statislische Geheimhaltung
sowie über die LÖschung und Vernichtung nach den
Absätzen 5 und 6.

(8) Ergebniss€ der Testerhebungen, nach denen ganz
oder teilweise aul dio Auskunflspllicht verzichtet wer-
den kann. sind unvezüglich zu berücksichtigon. Oie
Eundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord'
nung mit Zuslimmung des Bundesrales, unbeschadel
der Geltung dioses Gesetzes, dio Merkmale nach § 9
Abs.4 zu em€itern, tür die die Ausküntte lreiwillig sind.
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' §14
Stichprobenerhebungen übor Arbeitsktätte

in den Europäischen G€m.inschatlen

(1) Di€ §§ 2 bis 12 und 15 6nden entsprechende
Anwendung aul di6 durch unmittelbar geltende Eechts-
akte det Europäischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen über Arbeitskrätte. soweit die
Merkmale dleses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Mikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vom I 3. Oezember I 984 zur Ourchtührung einer
Stichprobenerhebung über Aöeitskräfte im Frühlahr
1 985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1 ) sind auch insoweit,
als sie über die Merkmalo dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 gleichgestellt.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobeß€rhebungen
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über-
schreiten, sind die Ausküntte lreiwillig. Die §§ 2 bis 12
und l5 llnden mit Ausnahme der Vorschritlen über die
Auskunft serteilung entsprechende Anwendung.

(3) Oie Erhebungen nach diesem Gesetz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen 1 und 2
können bei den ausgewählten Haushalten und Perse.
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich ergänzen-
den Erhebungsunterlagen durchgef ührl und gemeinsam
ausgewertet werden.

§ ls
Vorbot der Beidentifi zl.rung

(1 ) Oie aul Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk
male dienen ausschließtich statistisch€n Zwecken.

(2) Ene Zusammentührung von Mertmalen nach
Absatz 1 oder von solc'hen Merkmalen mit Oalen aus
anderen statistischen Ehebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der statisti'
schen Aulgabenslellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§ t6
SUalvorschrift

Wei entgegen § l5 Abs. 2. auch in Verbindung mit
§ 14 Abs. I Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2, Merkmale oder
Oaten zusammenhihrt. sobald die Merkmale nach § t5
Abs. I aul ftir maschinelle Weiteruerarbeilung be'
stimmte Oatenträger übernommen worden sind. wird mrt
Freiheitsstrafe bis zu einem ..,ahr oder mit Geldstrale
bestrall.

§ 17

Betlin'Klauset

Oieses.Gesetz gilt nach Maß9abe de3 § t 3 Abs. 1 des
Oritten Überleitungsgesetzes auch im Land Eerlin.
Bechtsverordnungen, di€ aul Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Eedin nach § 'l' des
Oritten Ub€rleitungsgesetzes

§18
lnktafttr.t.n

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kratt. Gl€ichzeitig ttitl das Gesetz über die Ourchfüh-
rung einer Reprä;entalivstatislik der BevÖlkerung und
deJEnreroslebens vom 21. Februa, t983 (8GBt t

S. 2Ol) außer Krafl.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeledigt und
wird im Bundesgesefzblatt verkündet.

8onn, den lO. Juni t985

Oer Bundespräsidenl. w€izsäcker

Oer Eundeskanzler
Or. Hslmul Kohl

Oer Bundesministgr de3 lnnern
Or. Zimmermann
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rur ltr rchruhrunc .1n., n.rra-ffit:ilil.tlil?on 8cvötkcruns und den Aöoitsmartt
(Hlkror.n6ury€rordnung)

Yom ta. Junl t985

Aut Grund des § to Abs. 1 satz 3 des ,[?8lt";rrl t' 9'70il0, 
Marokko; Niedertande: Nonresen; öster-

gosetr.3 vom 10. Juni 1965 (BGBI, I S.955) v€ro.dnet reich: Polen: Portugal: Schweden; Schweiz:
dla Bucd€sregierung mit Zuctlmmung d€s Bundesrates: Spani€n; Tsch€choslowakei: Türkei: Tunesien:

Ungarn; Vereinigla Steat€n von Am€rika {USA):

§,t übriges Ausland (einschließlich sonslioe britl'
sche SlaatsangehÖrigkeit): staatenlos.

Zu den Eri€bungsmerkmel6n-nach § 5 Ab!. t, 2 und
3 dos Mlhtozen3usgesetzeg wird d€r lnhalt d6r Fregen 2 2e § 5 Abe. I Hr. 2
wi'lolgllestge{cltt ,.1 Erwerbs'od€r Berulstätigkeit in der Berichts'

t zu33Ab..lil?.t woche:

r.r G€m€imonemo: ffil!|..?,'j; 
gel€96ntlich; nichl etwerbs' oder

1.2 Hauptwohnung: Vo.h.ndon3ein 6iner weileren 2.1.1 FürEiw€rbstätige:
Wotrnum in d.r Bundesrrgubtik 0€utschland a) Tätigkeil: Vollzeil: Teilz€it:
einschli€Bllch Eorlln (w'!t); 

ii o*no" ,ü. Teirzeiltärigkeil:
t.3

1.1

r.5

1.6

t.7

Zahl dcr Heushaltr in der wohnung;

Zahl dor Peßonen im H.ushalt:

Angab. der Zugoffirigkeit der Porson zur rusgo-
wähllen Wohnune;

AngEb. der Zugehörigkeil der Peßon tum aus-
96.rählton Haushalt:

qil c,€r erstsn Parson in dor E lrobungsliste (bax.
d€!!on Er€Cotto) v€(wandt od€? vef3chwägert:

Eh€gEttei (Schwieg€r-l Sofid-Tehta: Enkel,
Uronkcl: Vslor, Mun€i: Grcßvaler, -muttefi son-
stiga voayandto od€r vetlchwägeds Po.son:
nicht venrendt odar ve6chwä$d:

Varänd€rung (bü Haudrelt! s€it det l€tzlon
B.lregum durch:
G.brrG Zl[U$ ToG Folrug:

Beualto6€ruppo ör Wohnung (rorell 3ßlmals
in dl. E lr.bung olnbcrog.n):
vü 1974 1972 od.r l9ätcc

G.lchlclrt
männlidr: w€lulch;

G.üurl3llrrc

Gabu.tJnonal:
Januar-lrei: JunHozombar:

Schulausbildung odor sonstige Aus' und Fort'
bildun$ Krankheit, Unralltolg€n: Vollteitläti9'
keit nichl zu finden: Vollzeinätigkoit nichl
96wünscht sonstige!:

c) Arbeitsvgrlrag: b€lrisl€li nichl b€rristel:

d) Zahl dor normal€tweis€ i€ Wch€ geleisletEn
A.beitsslunden und -lagol

e) Zahl der lalrächlich geleisteten Aö€ilsstun-
dan und -tago in dor B€richtswoche;

0 Grund lür den Unlerschi€d ailschen talsäch'
lich und normalerwoise gel€istelar Arteilszeit:
Kranhheil, Kur, Heilstättonb€handlung; Ar'
beits3chutzbestimmungen, auch Muttor'
schatt Udaub, Dionslbefreiung; Aö6ilsstrai'
tigk€itgn: Schlechtw€nedage: Kurzarbeiu
Autnahm€ €lnor Täligkeit in dor B€richlswo'
ch€; B€€ndigung €in€r Täti9k6it in der BF
richtswah€,Artaitsslundon zu anderen Ter'
min€n 96l6i3t€l (auch gl€itende Arb€itszeit);
Teilnahhe en SctulauEbildung, Aus- und
Fqttilduno au8€rlralb do! Betrlcb€s; Fei€r'
ta$ lonotlga 6rü.td€ b€l g6rinc6ret Arbeils'
reil Ausgloich lärzu w.nig goleisl€t€ Atb€its'
stunden iu anderon Temlln§n (auch gleil€nde
Arb.itsz€it); übcrstunden; 3on3tl9e GrÜnde
b.i mh€r€t Aö.it3z6it

g) Stellung im Be,ut
Solbltändleet ohn€ Bolchäftigle: Selbsrändi'
gor nrlt So3chältlgil€n; mith€ll.nder Familien'
angamrigd; Mlthell€nd€r in einem vom Hau3'
hali lelb3tb.wittschstlot€n lanÖvil'lschatlli'
chan Botri€D; Beamtet, Richt€c Ano€stolltet
Arüeat€r, H€lmat!äit€G kaulm./lechn. Auszu:
bild.ndoi g.weöllch Auszubildenden Zeit'l
Ban ssoldat (6inschlleBllch BGS und Bereil'
schrftspollzoi) ; Grund\xohr' und Zivildi6nstlei'
slan(br -

h, Wl.tcch8fi3lvolg doi B€lrGb€s, der Firma
utw.:

r.8

1.9

r.10

r.tt
1.12

ladig; vari€lratctt ver{ltwalt ecschiad€ni

t . I 4 Eholchll6Sungliahr ctor lat lg€n bzw. lelzt n Eh.i

l.tS Slaetsengchörlgk€lt (Land):

o.ul!ch; Algrrlen; Beloien: olnamltlq Fr.nk.
?€lch; GrLchanlan4 Oro8utmalcn und t{ordl -
lrnc |rlrnd (Fop.): ltrlLn; Jugmlawlon: Luxonr



2.1.2 Fnr P66onen mit Brn6r lw€iten Erw€rDstätigkeit
zusätzlich Angab€n zur rwBilBn,Effi ertstätigkeit:
a) Slellung im Berut

S€lbständiger ohne B€schäfi igta; Selbständi-
gor mit Beschäfiigten: mithell€nd6r Familien-
ang€hfi96rl Beamter, Richtoc Angastelltefi
Aö€iter, Hoimarö€iter; kaulm./t€chn. Auszu-' bildendo( gewerblich Ausrubild€nd€( Zoit-l
Berufssoldat (sinschli€ßlich BGS und Bereit-
schanspolizBi);

b) Wirtschattszweig dos Eetrieb€s, de? Firme
usw.;

c) Zahl der nomalerweise is Woche g6loislel6n
Art€itsstundsn und -tage;

d) Zahl der tatsächlich gel€isteten Art€ilsstun-
den und .tags in der B€richtswoche;

2.1.3 Für Arb€itslos€ und Arb€itssuchend€:

a) B€zug von Arbeitslosengeld/-hill€:
arlaitslos mit Art€ilsloson geld/-hill€i arb€its-los ohne Arbeitslosengeld/-hilte: nichl
arbeitsloE;

b) Arb€itssucha al9 Nichlerwerbstätiget:
nach Entlassung; eig€n€r Kündigung; lreiwilll-
ger Unlorbrschungi Ubergang in den Fluhe
starid: sonstiges: nicht arbeitssuchendi
Arö€ilssuch€ als Erv-erbslätigen
wegen b€vo.steh€ndan Verlusts oder Eeendl-
gu.to d€f gr€gonwärtio€n Tätigkeit L L nu?
Ubergqngstätigkeit: Suche n6ch Z Tätigftelt;
b€3sere Arb€itsb€dln9un96o gesucht sonstl-
gas: nichl arbeilssuchend

c) Arbeits3uche (2. L bzw. in den letzten vi€t
Wchen) durch:
Arö€ittamt privat€ V€flnitllung Aufgabo von
lnserat€fl; B6w6rürn€ out lngerale; dGkla
Bonerfu ngi p€rsönllch€ V€rtindumi lonati-
9G3; Srrctre n6h nicrt äur!€nofirm€n; Srchr
ab06cfilos€€n (Art llsadnehrno in Kürzc)i

d) ArtEitsrrche se{t
wenlgr rle I ilonat; 1 b{i untor 3 l,lonat€n;
3 Ut unt€r I tbrsten; 7r Us unter t J.hc
I bh unlar t h Jrlr.n; I h Ur unt6r 2 Jahr€ni
2 und mefu JahrGn;

e) Art ür gcluchten Tätlgkeif
Tätlgkoit alr Sctbständtger:
Täligkeit elr Artoitn€hmd:
nur Vdlzoitlätigkoit; nur Te{tt€inäügkeil: Voll.
reittätlgkeit gogeb€n€nralls Toitzeinäilgkeit, Teilzeitlältgkeit geg€ben€ntafls Voflzeinätig-
k€it so.rstige3;

f) vertügbsr tür oino nouo Tätigk€it innerhslb vo.t
lwel Wochon:
verlügbür:
nichl verftigbar w€gen:
Ktankheih AuüUldung: noclr basl.hends
Tetlgk€it sonstlgen:
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e. t .a Für Nichterwerbstätige:
a) Fnih€re Erw€östätigkeit:

eaflerbstätig gowesen: noch ni€ erwsrtstätr9
g€wesen;

b) B€endigung der trüher6n Etrerbstätigkert vol:
wenig€r als 1 Monat: , bis unter 3 Monat6n: 3
U3 untet 6 Monaton: '/z bis unt6r I Jahf t bis
untCr l14 Jahren: 1 % tlis unter 2 Jahren; 2 bis
unter 3 Jahten: 3 und mehr Jahren:

c) b€i Be€ndigung einer lnlhoren Tätigkeit in oen
lelzl€n drd Jahren:
wichtigstgr Grund lür die Be€ndigung d€r letz-
len Täligkeil:
Entla§9ung: b€tristeter Arb€itsy€rlrag; Kündi-
gun$ Ruhostand vorzeitig nach Voruhe.
slandsr€g€lung ode. ArbeitslGigkeit Ruhe.
gland aus g€sundh€rtlichen G.ünd6n: Fluhe.
sland aus Alt6rs- und lonsligen Grunden:
W€hr-/zivildi€nst; p€rsönliche Grumb (auch
Studium): so.rstiges;

d) Wirlschaflsa.reig der letzton Tätigk€it
e) Stellung im 8€rul d€r letrt€n Tätigfioit

. S€lbslär'digerotrn€B€schäftigte:S€lbstärd-
ger mil 8€schältigten: mithottend€r F6mili€n-
engohörig€C Beemlor, Rlctilol: Angeslelltec
ArÖ€iter, H€imarüailen kautrn.-/lochn. Aus-
zubildendec Aowerblich Auszuuldendec
Zait-/Bcrirssol(tet (eanschlie8lich BGS und
Eoreils€hatlspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistond6r

2.2 Ftu Xincbr im V6schulalter und ,ür Schüter und
Stud€nl6n:
Besuch non:

Klnder96.t€n/-hort Grun(F, Haupt-, Votksschutei
Herl-/Beufsauttreuschule; Gyrnnedurn/FectF
oöacchulc; lnlaeri€rta Gasamtschule; Beruts.
hdrlchulq 8€n sg.undtildungr-, E€rutsvoö+
rrltungliahc Fechlchul.; Fechhehschule;
H€älchulc; Ean sschule.

3 ar!3AlG t Nt.t
3.1 ÜbrnicOcndsLcösn3unlorltelf

Ex,lrts-/Ben stätlgk€it Artoilsl6€n96ld/
.hift: Hanta, Pülion: Unladrall durch Elt6rn.
Eh.g8nc odar affbr. Angahffgo: elg€ne! Var.
,nögsA Vennidun$ Zn!€n. At.ntail; Sozialhilt :

3o.lltlgc Untültütsung€n (L B. BA'öG);

3.2 A'l &r ütentllchon Ronta, Pon3ioG u. ä.:

3.2.1 aflta und gEil. ax.ile eig€fle (Vaßich€rt€n-)
Ranta. Penlion u. L:
A,t§t€renlenvorsicherung: KnelDlchatilich€
Rülcrwortichonrn$ Angelt€lltcnront€nversi.
clrorungt ötl€nlllcha P€nsion: Kriogsoorerento:
Unlaliv.flichcrung: R€nle eu3 d€m Aust6nd:
üUgc dl€n(lch. Honlri
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3.2.2

3.3

3.4

erste und ggl. rweite Witwen-, Waisenrent€,
-p€nsion u. ä.:

Arbeiterenteflversich€rung; Kneppschatlliche
Renl6nversacherung; Angestelltenrenlenversi-
ch6rung: ötlentlicho Pension: Knegsoptenente;
Unlallversicherung: Rente eus dem Ausland;
übri9€ ötlentlich€ Rente:

Arl der sonstigen öflontlich€n und privaten Ein-
kommen:

Wohng€ld: Sozialhilre: BA'öG: sonstige öt{entli-
che Untorslützungenl B€triebsrente: Altenteil;
eigenes V6rmdgen, Zinsen: Leistung€n aus d€r
Leb€nsvarsichorung; Vermi€tung. Verpachtung:
grivate Unterstützungen:

Höh€ des monatlichen Noltoeinkommens:
untor 3OO,- OM; 3OO.- tis untef 45O,- OM: 450,-
Us untet 60O,-OM: 60O,- bis unter 800,-oMi
80O,- bis unte. I 00O,- OM; 1 mO,- bis unler
I 200.- oMi 1 200,- bis unt6r t 4m,- OM:
1 4OO,- bi8 unter 1 600,-OM; I 8OO,- bis unler
1 80O.-0M: t 8m,- bis .unter 2o(rc,-0M:
2 0m,- bis unter 2 2OO,-OM: 2 20O,- bis unt€r
2 50O,- 0M: 2 5@.- bis unt6r 3 0(n.- 0M:
3 0OO,- bis unler 3 500,- DM: 3 50O,- bi3 untar
4 mO,- OM: 4 0@,- bis unter 4 500,- OM:
4 50O,- bis unl6t 5 0m,- 0M: 5 00O,- und mehr
OM; all€ mithellendon Familienangehtirigen brw,
selbständig€r Landwirl: k6in Einkomm€n.

4.4 g€sefrlicheRentenversichorung:
4.4. I in der Berichtswoch€ pflichtversich€rt:

in der Ärbeiterrentenv€rsicherung; in der Knapp
schatllichen Rentenyersich€rung; in der Ang+
slelltenrentenversich€rung; in der Berichlswoch€
nichl pllichtversich6rt:

tl.,a,2 in den letsten 1 2 Monaton vor d€, B€richtswoche
pllichtv€rsichert:
in der Arb€ilefienlenv€rsicherung; in der Knapf
schatllichen Rentenversicherung; in d€r Ange-
slelltenrgnlenversicherung; in den letzten l2
Monaten vor der B€richlswoch€ nicht plllchtv€r.
sich€rt

.1.4.3 in d€n lelzten 1 2 Monalen vor der B€rlchtswoche
teiwillig versichorl:
in der Arboiter€ntenversich€rung; in der Knapf
schattllchen Renterwersicherung; ln d6r Ango-
ställtenr€nt€nv€rsicherung; in don letzt€n 12
Moneten vor der B€richlswche nichl lreiwilllg
v€rliichort

4.4..1 sonstige Zahlung von 8€rträgen seit dem
1. Januar t924:
in d€. Arb€ilcn€nlenvorsichorung; ln der Knapp
schafilichcn Ronlonvorsichorung; in d€r Anee-
stelllenränl€nvorsich€rung; ln d€r Handw6rft6r-
Ve.sicherun$ keino constige B€itrag![ahlungen.

5 2t!tAt.lIt.5
5.t Urlaubs- urid Erholungsreisen von tün, und mehr

Tagen:

Urlaubs- und E holungsreisen im Berichtsiahr:
g6r€isl; nichl goreist; kein€ Auskunlt 6rl6ill: zahl
d€r Urlaubs- und E holunglreisen:

jo H€is€:

3.2 Zahl de. b€t€ili9l6n Haushaltsmitgli€dec

5.3 Monat dos Roissantrittsl
,ür Reiseanlritt in d€n Kalondo.monet€n Juni bis
S€plemb€r:
Angabo ds! wdchenabschnitt!:
Iuontag bls Oonnerslae; Frellag bi3 Sonnla$ Roi-
seantritt in drt Kalondswoch€ d€r Schulleti€n-
b.glnn3i nicht in dor Kalrnd€nvocho de3 Schül-
tri€nbaglnnt;

5.4 übanxl€g€ndb.ndztea.varkohr3mitlel:
Esenbahn; 8uc: Pkw (.le€n und |temd); Flug.
zau$ sonstigosi

5.5 bei Auslandslels€n zurät lch: Zlelland

5.8 bor lnlandlrEisen:

5.6.t Artdo.R.ls€:
Paulchel. odar Ge3ellschaltsr€ise (durch Fl€i3F
va.anstlllar): Xu, odor Vo6chickungi V€tlveno
tan- odar Aaltnnllnboluch; lotßtlgp Relsa
(nicht durch Hdr€vlranltdlcr):

a ZntJAbr.lNr.l
.1.1 Krankenversicherung,-v€rsorgung:

Orlskrankonkess€: B€tri€bskrank€nkasse (ein.
schließlich der der Oeutschen Bundesbahn, der
Oeutsch€n Bundespost und des Bundesver-
kehr3ministeriums), S€a-l(rank6nkass.: ln-
nungskrankenkesse: Bundesknepgschaft: Er.

. safzkasse: Landwi.lschatlllcho Krankgnkasso;
ausländisch€ Krenk€nkasse und Sozialv€rsiche
rung 8€rlin (Oct): priveta Krankenversicherung;
Anspruch aul Krankenvenorgung als Sozialhil-
le€mplängor, elt Kriag3lchrd€nrentn€r od€t
Emptän96r von Unterheltshillo aus dem Last€n-
ausgloich, lrrir Hoillürsorg€ der Poll2oi, Bundos-
wehr und avildl€nsfl oiltend€n;

1.2 Vorsich€runglv€rlrällnis:
30lbstveßichart:
pf, lchtvoruichort freiwillio v€rsichert als Rsntner
yersich€rl: An3pflich tul Krsnkonvo.sorgung Blg
So:ialhillaemplängrr, lli XriagJschedenrantn€r
oder Eflplänger von Unladrelt3hllle aur d€m
Lesl€neusgl€icrr: Hoillürlo.ge dar Potizoi, Bun-
degw€hr und Zivildlenstloistendon;
mitvorsichorl b.i:

. michtv€rlrichorlem; tIeililllg V6rsich6rlem: als
R€nln€r Velsichert€,m;

.1.3 zusätzllche, p.iyat€r Krenkenvrai"nrrrngr-
!chulz
vo.lranden; nlcht vorlrandan;
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5.5.2 vofriegendesRerseriel:
Angao€ des Eundaslandes: O0R. Eerlrn (Ostl:

5.6.3 Fl€rsegebiet:
Norcsee; Ostsee: Lüneburger H€rde: Haz: Teulo-
burger Wald: Weseöergland: ßhern yon Bonn bis
Rüdesheim: Mosel: Eilel/Hunsrück: Sieger-
land/Eergisches Land: Kuthessen Wal-
deck/Sauerland: Tasnus/wesleßalo; Sges-
sart/Rhön: Odenwald/B€rgslta13e/Taub€tgrund:
SchwaRald: Schwätische Alb: godensee: vor-
alp€n: Alpen; Fränkische Schwerr/Fr,nkrschet
Jura/Sleigeffi ald: Beyerischer Wald/Ob€.ptälrer
Wald/Frankenwald/Fichlelgebrrse: ü5.rge Beis*
gebiere;

5.6.,1 Oauer der Fleise:

5 bis 7 fage:8 bis 14 Tage: 15 brs 2l Tage: 22
bis 26 Tagei 29 und m€hr Tage;

5.6.5 üb€frreg€nd b€nutzle Unterkunl'!sart:

Holel, Gaslhol. Fremd€nheim, Pens|on: Heil-
släile, Sanatorium: Ferien- und Erholsn§3herm:
Privatouanier gegen Enlg€ll (auße, au, Eauern-
ho0; Priyatouanier 9e9sn Entgert (aul Eauern-
hol); Privstquartier ohno Entgert: Ferienhaus.
Bungalow. ADpartemenl: Cam9|ngpratz: 30nstigs
Untetlunfl.

§2
Orese Verorcnung grit nach § I 4 oes Ortlten überlei-

lungsgesetzes In Ve.Orndung mrl § f6 deg Mrkrozen-
susgesel:es auch rm Land Eerltn.

§3
Oiesa Ve.oronung lnrt am Tage nach Ce. Verkundung

'n Xrafi.

Bonn. oen 'la. Juni t985

Oer Eundeshäntl?r
Or. Hrlmut l(oht

Cer Eundesmint3t!r de! tnnern
Cr, Zimmermann
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V*II. 3 Erste Verordnung
rur Anderung der Mikrozensusvetotdnung

Vom 21. April 1986/:^:r\JJ5r. - ). 1)o7
Aul Grund des § '10 Abs. I Satz 3 des Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni

1985 (BGBI. I S.955) verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des
Eundesrates:

§r
§ 1 der Mikrozensusverordnung vom I 4 Junr I 985 (BGBI. I S, 967) wird wie

lolgt geändert;

1. ln Nummer l .l 2 werden dre Wone ..Januar-Mar: JunFoezembet ' durch
die worte.,Januar-Apfll: Mat-oezembe(" erseta.

2. ln Nummer t 1.6 wrrd der Punkl am Ende durch ein Semrkolon ersetzl' und
es wrrd lolgende Nummer '! 1.7 erngefugt:

.,1 1.7 Vorsorse gegen Krankherten:

a) Teilnahme an einer Schluckrmolung gegen Kinderlähmung
(Poliomyel'tis):
lerlgenommen: nrchl lerlgenommeß; nicht bekannt;

. bl Jahr der letzten Schluckimpfung:
Jahreszahl (letzte aflet Stellenl erntragen."

§2
Oiese Verordnung grlt nach § 1 4 des Ontten Überlertungsgesetzes in Ver-

bindunq mrt § t 7 des Miklozensusgesetzes auch im Land Betlin.

§3
Diese Verordnung ttitt am Taqe nach der Verkündung in Kraft.

Bonn, den 21 . Aoril 1 986

Der Bundeskanzler
Or. Helmut Kohl

Oer Bundesminister
lür Jugend, Familie und G€sundheit

Flita Süssmuth
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vII .4 Zrelte Vercrdnung zur
Anderung der Hikrozensusverordnung

vqn 28.Febr.l989
BGBI, I S. 342

Fijr § I auf Grund des § 10 Abs. I Satz 3 Hikrczensusgesetz Ycm I0. Juni
'1985 (BGBI. I S.955) und für § 2 auf Grund des § 5 Abs.4 Bundesstati-
stikgesetz vorn 2?. Januar '1987 (BGBI. I S. 452, 555) verordnet die Bun-
desreg i erung:

§r

§ I der l,likrozensusverordnung vm 14. Juni 1985 (BGBI. I s.967),geändert
durch dle Erste Verordnung zur Anderung der Mikruzensusvercrdnung volt

2'1. April 1986 (BGBI. I S.436), wird wle folgt geändert:

I. Als neue Numer 6.4 rird eingef tlgt

"5.4 Merkmale des Arbeitsplatzes

a) SchichtarbeJt:
ständig; regelnü8lg; gelegentl lch;

b) Art der Sclilchtarbelt: Friihschicht, Spätschicht, Nachtschicht' Tag-
schicht, sonstlge Schichteinteilung; regeliliEig; gelegentl ich;

c) Nachtarbeit (zuischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr):
ständlg; regelmäBlg; gelegentl lch;

d) Zahl der bei Nachtarbeit gelelsteten Arbeltsstun<len je Naeht;
e) Samstagsarbeit:

ständlg; regelmäBlg; gelegentl lch;
f) Sonn- und Felertagsarbelt:

ständig; regelmäBig; gelegentl ich.'

2. die blsherigen Nurmern 6.4 bis 6.5 rerden Numnern 5.5 bls 5.7.
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3. In Nummer ll.7 erha'lten die Buchstaben a und b folgende Fassung

"a) Verwendung von jodiertem Speisesalz jm Haushaltl
ja; ne i n; n ic ht bekannt; _

b) wenn nein oder nicht bekannt. Angabe des Grundes:
Keine Kenntnis von jodiertem Speisesalz; keine Kenntnis von der
Bedeutung des jodierten Speisesalzes zur Gesundheitsyorsorge; son-
stigesi'

4. Es wird folgende Nunrner Il.8 eingefügt

"l 1.8 Krankheitsrisiken:

a)
b)

c)

gegenwärtig Raucher: regelmäEig; gelegentl ich;
früher Raucher: regelmäBig; gelegentlich;
niemals Raucher; d) für gegenwärtige und frühere Raucher:

überwiegende Art des Rauchens; Zigaretten; Zigarren/Zigaril los;
Pfe ifentabak;
Alter bei Rauchbeginn;
für gegenwärtige und frühere Zigarettenraucher: Zahl der täglich
gerauchten Zigaretten; weniger als 5;5 bis 20;21 bis 40;41 und

meh r .'

e)

§z

Die Erhebungen nach § 5 Abs.2 Nr.4 Mikrozensusgesetz und § I Nr.9 I'ti-
krczensusvercrdnung Herden im Jahr 1989 ausgesetzt.

§3

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes in Ver-
bindung mit § l7 des Mikrozensusgesetzes auch lm Land Berlin.

§4

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Yerkündung in Kraft.

Der Eundesrat hat zugestirunt.
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VII .5 Auszug a aus

VERORDNUNG (EwG) Nr. J044lte DES RATES
vom 6. Oktobcr 1989

zur Durchführung cincr Stichprobenerhebung übcr Arbcitskrälte im Frühiahr
1990 und l99l

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLÄSSEN:

Artikcl t
Das Statistische Amt dcr Europäischen Gemcinschafrcn
fühn für die Kommission im Frühjahr 1990 und l99l in
ausgewähkcn Haushaltcn eller Mitgliedstaaten eine Stich-
probcncrhebung übcr Arbcitskrä(tc durch.

Artihcl 2

Die Erhebung crlolgt in jcdcm Mitgliedstaat bci einer
Stichprobc von Haushrltcn, dic zum Zcitpunkt der Erhc-
bunr ihren §{,rohnsitz im Gcbict dieses Staates habcn. Die
Miräicdstaaten stellcn sicher, daß Doppelzählungen von
Pcmonen mit mehrfachen l7ohnsitzcn vermicden *erden.

Dic Angabcn werdcn für allc zu dcn ausgewählten Haus-
haltcn gchörcndcn Pesoncn crmittclt.,..

Artihcl 3

Dcr Umfang dcr Stichprobc liegt zwischcn jc 60 000 und
100 000 Haushaltcn für Dcutschland, Frankreich, Italicn,
das Vcrcinigtc Königrcich und Spanien, zwischen jc
30 000 und 50 000 Haushalten für Bclgien, die Nieder-
lande, Irland, Gricchenland und Ponugal, aischcn
15000 und 30000 Haushalten Iür Däncmark und bei
un$fähr l0 000 Haushalten (ür Luxcmburg.

Artihcl 4

Dic Erhcbung crtrcckt sich ruf

a) pesönlichc Mcrkmale aller zu den befragtcn Haus-
halten gehörendcn Pcnoncn, und ryar: Gcschlccht,
Alter, Familienstand, Smarangehörigkcit, Art dcs
Vohn. und des Erlassungshaushalts, Art dcs Vesand.
schaltsvcrhältnisscs inncrhalb dcs Haushalts. Dic
Mitglieder eincs Haushalts sind durch cinc gcmcin-
samc Ordnungsnummcr und cincn Code für Staat und
Rcgion, in dcncn dcr Hrushalt befngt mrde,
kcnndich zu machcn;

b) Lage in bczug aul drs Escrbsleben dicscr Pcsoncn
zum Zcitpunkt der Erhcbung und Mcrkmale der
susgcübtcn Erucrbstätigkcit, und zwar: Beruf, Slcllung
im Bcruf, §Tinschafsneig, normalescisc und
tEtsächlich gcleistete Arbeitsstundcn und Grund Iür
eine ctwrigc Dilfcrcnz nischcn bcidcn, Vollzeit- oder
Tcilzciorbcit, daucrhafte odcr vorübergehendc
Beschä(tigung und Ausübung cincr rycitcn Escrbstä-
dtkeit ;

c) Arbeitssuchc; anzugcbcn sind insbcsondcre: Art und
Umfaog . dcr gesuchtcn Tätigkcit, Umsrände und
Gründc, Mcthodcn und Daucr der Arbcitssuchc,

cr*aigcr Bczug von Arbcitsloscnuntcrstützung odcr
-hilfc, Situation unmirtclbar vor Bcginn dcr Arbeis-
suche sowie Verfügbarkcit [ür dic gesuchte Tätigkeit
odcr Gründc dcr Nichwerfügbarkcit ;

d) den höchsten crrcichtcn abgcschlosscncn Ausbildungs-
grad ; Art und Zwcck von Bildungs- und Ausbildungs-
maßnahmcn, en dcncn die l4- bis 49.iähriten
Pcrsoncn kürzlich teilgenommen hrbcn;

c) Bcrufscrlahrung dcr bcschiftigungslosen Personeri im
crucrbsfähigen Altcr, einschlicßlich dcr Merkmalc dcr
lctztcn Tätitkcir sosic dcs Zeitpunkt und dcr Gründc
(ür ihre Bccnditung;

Q die Situation dcr zu dcn bc(ngtcn Haushaltcn tchö-
renden Pcsoncn ein Jahr vor dcr Erhcbung; rnru-
gcbcn sind insbcsondcrc: Start und Rcgion des Vohn-
sitzcs, Lagc in bczug eul das Escrbslcbcn und, bci
Pcrsoncn mit cincr Bcschältigung, Wirochalszwcig
und Stcllung im Bcruf.

Artikcl 5

Dic Auskünftc werden von dcn Statistischcn Amtern dcr
Mitglicdstaatcn auf der Grundlage cincs Fragenkatalogs
cingcholt, dcn dic Kommission in Zusemmenarbcit mit
den zustöndigcn Stcllcn dcr Mitglicdsuaren eusgcarbcitct
har....

Artihcl 7

Dic im Bahmcn dcr Erhcbung crtcilten Einzehuskünftc
dürfen nur Iür statistischc Zwcckc vcßendct wcrdcn. Ihrc
Vcmcndung für stcuerlichc oder sonstige Zseckc und
ihrc Wcitcrgebc rn Drittc sind untcragt.

Für den Fall cincr Zuwiderhandlung gcgcn dic Vcrpflich-
tung nach Absatz l, die erhaltencn Auskünftc vcrrraulich
zu bchandcln, trclfcn die Mirglicdsmaren und dic
Kommission dic zur Ahndung dicscr Zuwiderhandlung
vorgeschcncn Maßnahmcn.

Arrikcl 6

Die Mitgliedstaatcn sorgcn dr[ür, drß dic gcvünrhrcn
Auskünfte wrhrhcitsgcmäß, vollsrindig und lrisrgerccht
eneilt werdcn. Sic stcllcn sicher, deß durch die Erhebung
einc zuverläsige Grundlegc lür eine vcrglcichendc
Analyse ru( Gcmcinschaftscbcne, rul dcr Ebcne dcr
Mitgliedsurtcn und ru( bcstimmtcn rcgionelen Ebcncn
gcschellen wird. Dic Statisrischen Amtcr dcr Mitglicd-
staatcn üb€rmitteln dcm Sratistischm Amt dcr Eurcpäi-
schcn Gcmeinscha(ten dic übcrprüftcn Ergcbnissc der
Erhebung für,cdc bcfßgtc Pcrson ohne Angabc von
Namen und Adrcsse.

* ) A^cblon dcr Eurooäischcn Gcmcinschrftcn Nr. L 292t2
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vII .6 Auszug aus

Gesetz
über die Statlstlk lür Bundeseu.recke

(Bundesstallstlkgesetr - BStatG)
Vom Zl. J.nu.r 19E7

(BGBl. r s. 452 f)
§ l5

Au3tuntlspllicht
(l) Ore erne Bundesslatislik anordngnde Rechlsvor-

schflll hal lesEulegon. ob und in welchgm Umlang dic
Erhebung mrt oder ohno Auskuntlspflichl orlolgen soll lsl
eine Auskunhspllicht leslgelegl, sind alle nalürhchen und
jufislischen Personsn des pnvalen urrd öflentlrchen
Bechls. Person€nv6rernrgungen, Beh&d€n des Bundes
und der Lander sowre Gemernd€n und Gemeindevar-
bände rur Beantworlung dsr ordnungsgsmä0 gestelllen
Fragon vsrpllichtel.

(2) Oic Auskunttspllichl bostaht gegsnob€r den mit der
Ourchlührun€ dor gundesstatistikon amtlich b€traulan
Stellen und Psrsonen.

(3) Oie AnMon ist wahrhoitsgemä8. vollständig und
qnerhalb der von dsn statistischen Ämtem des Bundes
und der Ländsr gegetaen Fristen zu erteil€n. Bo schrill-
licher Auskunfiseneilung tst dis Antwon e[st erteilt, wenn
die ordnungsgemäß ausg6tülhen Erhebungsvordrucke d6r
Erhebungsstelle zug€gangen sind. Oi6 AnMoa isl. soweit
in erner Bechtsvorschrill nrchls anderes bestimml rsl. lür
den Emptängar koslsn. und podofrer zu €darl€n,

(4) Werden Erhebungsbeaullraglc erngesstzl. könn€n
di€ in den Erhebungsvordruckon onthaltenen Fragen
mündhch oder schriftlich b€antwonet werüsn.

(5) ln den Fällen des Absalzes 4 sind boi schritllichor
Auskunltseneilung dio ausgelüllten ErhobungsvordruckB
d6n Erhebungsb€auttragten auszuhänd€en oder in ver-
schlossenem Umschlag zu übergeben od€f ber dsr Erie-
bungsslelle abzugebon od€r donhrn zu üb€rsendon.

(6) Wide6pruch und Anf€chturEsklag€ gcaon dio Aul.
lorderung zur Auskunttssdoilung haben kotne aulschis-
bende WirkunE,

§16
G.h.lmhrltung

( I ) Einzolangaben übor persönlichs und sschliche Vor-
hahnisse, dre li,ir eine Bundesstalistrk gsmachl w6rden.
srnd von den Amtslrägam und ruf den öllantlichon Oa€nsl
besondors Verpllichlelen, die mit dff ourchlührung vo.r
Bundesslalishk€n bejraul si.ld. geh€imruhall€n. soweil
durch b€gondare Re€htsvorscjrrin nrchß andoreg
beslrmml ist. Oßs gill nrcht lüt
't. Ernzelangaben. in deren Üb€rminlung oder V9rött6nt-

hchung dsr B€lraglg schritllich gingowrll€t hat,

2. Einz8langabefl aus attgemein 2ugängtEhen Ouelten,
wenn sre sich aul dig in § 15 Abs. 't genannten öfl€nt.
ftchen Slellen bezrehen. auch sowed arne Auskuntls.
plhchl aulgrund erner srne Bundesslatrstik anordnen.
den ßechtsvorschirrl bestehl,

3. Ernrolangaben, di6 yom Stalistischen Bund€samt oder
den statrslrschgn Ämtern der Ländor mtt den Ernzet.
angaoen andargr Eolragter rusammenEelaßt und in
statrstrschen Erg6bnissan dargesteilt srnd.

4 Einzelangeben, w6nn sio dem Balragten oder BelroflF
non nlcht zuzuordnan smd.

Die §§ 93, 97. 105 Abs, t. § tl t Abs. 5 in Verbrndung mit

§lOS lOs. I sowie §tr6 Abs. l der AbgabenordnunE
vom t6. Marz 1976 (BGBI. I S.613:r977 I S. 269), zuletzt
geändsn durch Anikel I d€s Gesetzes yom 1 9. Dezember
1985 (BGBI. I S. 2436), gelten nichl tüt Personsn und
Stellen, soweil sre mil der Ourchführung von Bundes-.
Landos. od6r Kommunalstalrsliken botraut stnd.

(2) O'e Übeminlung von Einzelangaben zwrschen den
mrl der Ourchlührung einer Bundesstalrstrk betrauten Per'
sonen und Slell€n ist zulässig, sowerl dies zur Erstellung
der Bundesslatistik ertordsrlich ist.

(7) Personon. diE Einu-elangab€n nach ADsal2 6 erhallen
sollen. sind vo. det Üb€rmittlutlg zut Gsheimhaltung
b€sondors zu Ygrpllichlen. sowat si€ nicrll Amtslräger
oder lLir don öflenllichen Oionsl b€sofldeE Verpllichtele
srnd. § 1 Abs. 2. 3 und 4 Nr. 2 do3 VErpflichlungsgasetzes

"om 
i. Mäz 1974 (BGBI. I S.469. Artiksl 42), das durch

Geselz vom t5. August t97a (BGgl. I S. 1942) geändert
wordsn ist, Eill onlsptBchend Pcrsonen, dis nach SaE I
besonders vorpllichtat worden gnd. slBhen tür dio Anwen'
dung det Vo6chnllan des Stralgesetrbuches üb€r die
veaäuung von Privatgaheimnissen (§203 ADs 2. 4.-5'
gg zor. zOSt und dls Oisnstgshaimnrsses (§ 3!9 b
AOs. r1 Oen für dgn Ötlentlichen Oransl b€sonders Ver'
pllrchr6ten gleich.

(8) Oi6 aulgrund slnar besondoren Flechtsvorschnfi oder
oei Äusaue i, 5 oder 6 Übemlnellen Einzelangaben dür
lan nur liir die Zwecks veMendel werden. lür dre sre

ubormrne[ wurdon. ln dgn Fällen des Absatras 6 srnd sre

zu löschen. sobald das wissenschaltliche Vorhaben durch'
gelührt isl. Boi den Stellen' denan Einzelangaben ubermll'
iett wErden. muß durch organisatonsche und lechilsche
Maßnahmen sichergestsllt soln. daß nur Amlstrager' lür

dan öllanllichon Oienst besonders Vsrpllichtel€ oder ver'
pllichtele nacrr Absalz 7 Satz t EmPlänger von Einrel'
angabon sind.

(9) Oie Üb€rminlung aulgrund Biner besondersn Rechls'
vorschrilt od€r nach dgn AbsäEen 4, 5 od€r 6 rsl nach
hhall, Stoll€, det üb€rmino[ wird. Oatum und Zw6ck der
Wertergaba von d6n statistischon Antam aufluzaichnen.
Oie Aufscichnungen sind mindeslans lünl Jahte autzu'
b€wahren.

(t0) Oic Pllichl su, Gcheimhatlung nach Absatz I
b€steht euch lür dia Per5on6n, dic Emprängar Yon EinzEl'
angabcn aulorund 6inet b€sorüeren Flechlsvorschnfi.
naci den Absätron 5. 6 odet von Tabollefl nach Absat! 4
sind. Oies gill nichl lilr oltgnkundigc Talsachen b€l erner
Ubomitllung nach Absatz tl.

§23
8u0g!ldvo..ch.ilt

(l) OrdnungswidriE handsll. wet vorsätzhch ocer lahr'
lassrg entgeg€n § 15 Abs. t Setz 2. Abs.2 und 3 Sau 1

ernG Auskunll nchl. nichl nchlig. nrcht vollslandrg oder
nrcht r€chlzeitig eneilt,

(2) Ordnungswdtig hand€ll auch. wer enlgegen § I I
Abs. I die AnMonon nrcht aul den ErheDungsvordrucken
n dor vorgegabenen Form erlerll.

(3) Oio Otdnungswidrigkeit kann mrl ernor Geldbuße brs

zu zehnlausend Oaulscho Marl geehndol werden.
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VII .i STRAFBESTIMIYIUNGEN:

§trafbestiuünunqen: §§ 203 Abs. 2, 20'l und 205 des Strafgesetzbuches
in der Fassung der Bekanntnachung von 2. Januar
1975 (BGBl. r S. 1)

Nach §'203 Abs. .2 Satz I StGB kann bestraft werdenr wer unbefugt
ein fremdes Geheinnis, nanentlich ein zum persönlichen Lebensbe-
reich geh6rendes Geheinnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ifun in seiner Eigenschaft aIs

l. Antsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders verPflichtecer,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach den Perso-

nalvertretungsrecht wahrnimmt,

{. .... 5. ...

anvertraut sorden oder sonst bekanntgerrorden ist.

Einem Geheimnis im .Slnne des satzes I stehen Einzelangaben über
persönliche oder saihllche Verhältnisse eines andcren gleich, die
für Aufgaben der öffentllchen verwaltung erfa8t worden sind (§ 203

Abs. 2 Satz 2).

AIs Strafnaß ist Freiheitsstrafe bis zu eineo Jahr oder Geldstrafe
vorgesehen (Abs. 2, satz t i.v. mit Abs. l). Handelt der Täter gegen

Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe
biE zu zwei Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafan-
drohung gilt für den, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, nament-
Iich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet (§ 201 Abs. t).
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